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Zur erfolgreichsten Ausschreibun

offener Stellungen

bedienen sich die Kassenverwaltungen

zweckmäßig der

Uolkstomlichen Zeitschrift
für praktische ArMterverslcheruni.

Die Zeitschrift wird in allen Teilen

des Reiches von Tausenden von

Krankenkassenangestellten gelesen.
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Bei unserer Kasse ist am 1* Juli d. 4. die Stelle eines

Expedienten
zu besetzen.

Erfahrung im Kranken- und Invalidenversicherungswesen

sowie Kenntnis der Registraturführung ist Bedingung.

Anfangsgehalt 1500 Mk., steigend alle drei Jahre zwei¬

mal um 200 Mk. und fünfmal um 160 Mk. bis zum Höchst¬

betrage von 2700 Mk. Beiträge zur Kranken- und In¬

validenversicherung trägt die Kasse.

Bewerber wollen Lebenslauf und Zeugnisabschriften

baldmöglichst einreichen. [

Allgemeine Ortskrankenkasse Höchst a. Main.

Krankenkassen-Kassierer
welcher 16 Jahre die erforderlichen Arbeiten, auch für

Alters-, Invaliden- und Unfallversicherung, bearbeitet hat,

sucht r

zum 1. Juli d. J. oder später gleiche Stellung.
Prima Zeugnis steht zur Verfügung. Offerten unter

A. R. 170 an die Expedition dieser Zeitschrift erbeten.
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befinden sieh:

Zentralatellennachweis:

Berlin O 27, Dircksenstraße 4.

Fflr Bezirk OstprenSen: Gustav

Reiber, Neuhausen-Tiergarten
bei Königsberg.

FOr Besirk Baden nnd die Pfalz:

Jakob Lüttinger, Mannheim,
Langestraße 13.

Fflr Besirk Württemberg nnd

Hohenzollernt Paul Dau, Stutt¬

gart, Schwabstr. 38b HL

Provinz Sachsen-Anhalt, Leiter:

W. Krone, Magdeburg, Hassel-

bachstraße 2, IV.

Fflr Bezirk Königreich Sachsen:

Leipzig, Schenkendorfstraße 50.

Berlin, Geschäftsstelle: O 27,
Dircksenstraße 4 I, Telephon:
Amt Alexander 3170.

Breslau. Leiter: P. Kitzler, Bres¬

lau, Blücherplatz 20.

Chemnitz, Leiter: Emil Böhme,
Zwickauer Straße 142.

Oresden, Leiter: Max Schreiber,
A., Rosenstraße 92 I, Telephon-
Nebenanschluß 19596.

Eßlingen a. N., Leiter: O.Weber,
Eßlingen, Ob. Gartenstraße 46.

Frankfurt a. M., Leiter: Nicolaus

Schmitt, Battonnstraße 25 II,
Geschaftsstunden: Wochentags
sbends von 67»—81/» Uhr.

Hamburg» Geschäftsstelle: Ham-

merbrookstraße 17. Femspr.:
Gruppe 4, 7174.

Königsberg I. Pr., Leiter: Här¬

tung, Yorkstraße 39.

Leipzig, Leiter: Otto Haußherr,
Arndtstraße 64.

Ludwigsburg, Leiter: Friedrich

Münch, Talstraße 23.

Nordbayern. Leiter: GeorgKopp-
Hager, Fürth (Bayern), Heim-

gartenstraße 1.

Pinnen I. V„ Leiter: Msz Rinn,
Chamis808traße 96 IL

Pforzheim, Leiter: H.Vöhringer,
Gr. Gerberstraße 21.

Ulm n. D., Leiter: Heinr. Geißel,
Gaisenbergstraße 27.

Zittau, Leiter: Julius Böhmer,
Friedlanderstr. 17, p.

Zwickau 1. Sa., Leiter: Kurt

Vogel, Hans-Sachs-Straße 17 a.

Wir ersuchen die Kollegen. |ede

ihnen bekannt werdende Vakanz

sofort bei dem nächsten Nach¬

weis zu melden.

unsere Leser bitten wir,
ihren Bedarf bei den in

unserer Zeitschrift an¬

zeigenden Firmen, anter

Bezugnahme auf unser

Blatt, in decken
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Inhfllt* R' *ette- Aufschiebbare Wirkung der Rechtsmittel. — Helmut Lehmann. Die Versicherungsfreiheit gemäß
IHIian» £ i7| RVO. — Gustav Hoch. Grundsätzliche Entscheidungen des Reichsversicherungsamts.— Verwaltung: Ver-

«»rdnung des Bundesrat* betreffend Ausdehnung der Wochenhilfe wahrend des Krieges. — Kgl. sächsische Verordnung be¬

treffend Krhaltung von Anwartschaften aus der knappst* haft liehen Krankenversicherung und Wahlen beim Bergbau.
Landesversammlung des Württembergischen Krankenkassenverbandes.— Rechtsprechung: 1. An die Angehörigen gefallener
Kriegsteilnehmer, die nach Ja 313 RVO. weiterveraichert sind, ist Sterbegeld zu zahlen. 2. Die Fortzahlung der Beiträge
durch einen Dritten, auch ohne besonders erklärtes Einverständnis des Mitgliedes, genügt zur Fortsetzung der Versicherung.

Höbe des Hausgeldes bei Tnfallerkrankungen nach § 573 RVO. — Ersatzmänner von Vorstandsmitgliedern brauchen nicht

au* dem Ausschuß auszuscheiden, so lange sie nicht als Stellvertreter oder Ersatzmann im Kassenvorstande tätig sind. —

Soziale Chronik: Ehrengabe der Landesversicherungsanstalt Schlesien.

Aufschiebbare Wirkung der Rechtsmittel.
Von Arbeitersekretär R. Fette - Stuttgart.

Die Wirkungen der Rechtsmittel sind in der

Reichsversicherungsordnung nicht ganz gleich¬
mäßig gestaltet Es läßt sich nicht verkennen,

daß in den getroffenen Anordnungen ein gewisser
Schutz der wirtschaftlich Schwachen liegt. An¬

dererseits tritt aber auch die Tendenz hervor,
die Träger der Versicherung vor unberechtigten
Ansprüchen zu schätzen und ihnen, wenn im

späteren Verlauf des Verfahres Ersatzansprüche
gegen die Versicherten praktisch werden, Be¬

friedigung zu gewähren. Bei den widerstreben¬

den Interessen von Versicherungsträgern und

Versicherten kann es nicht ausbleiben, daß Diffe¬

renzen über die Auslegung der maßgebenden
Bestimmungen entstehen. Und hauptsächlich
treten solche auf dem Gebiet der KrankenVersiche¬

rung hervor.

Gleichmäßig bestimmt § 130 RVO.: „Rechts¬
mittel bewirken Aufschub nur da, wo das Gesetz

es vorschreibt.44

Die Begründung der Reichsversicherungs¬
ordnung führt in der Entstehungsgeschichte zu¬

rück auf die §§ 47 Abs. 6, 58 Abs. 4 KVG., §§ 76

Abs. 5 und 80 Abs. 1 GUVG. und die entsprechen¬
den Vorschriften der übrigen Unfallversicherungs¬
gesetze und auf die § 114 Abs. 1 und § 116 IVG.

Damit ist zweifellos zum Ausdruck gebracht,
daß § 130 für das Gesamtgebiet der ReichsVer¬

sicherung Geltung hat, soweit nicht Ausnahmen

bestehen.

Diese Ausnahmen, wo also das Rechtsmittel

nufschiebbare Wirkung hat, bestehen in folgenden
Paragraphen mit dem bezeichneten Inhalt:

§ 8: Beschwerde gegen gesetz- und satzungs¬
widrige Beschlüsse der Organe der Versicherungs¬
träger.

§§ 357, 413: Beschwerde gegen Beschlüsse in

der Krankenversicherung, die gegen die Dienst¬

ordnung verstoßen.

§§ 701, 978, 1147: Beschwerde gegen Be¬

schlüsse in der Unfallversicherung, die gegen
die Dienstordnung verstoßen.

§ 1109: Berufung in bestimmten Fällen der

S^eunfallversicherung.
§ 1580: Beschwerde gegen Anordnung des

Vugenscheins durch das Versicherungsamt.

§ 1651: Der Antrag auf Entscheidung des

Versicherungsamts bewirkt Aufschub, wenn es

sich um Kapitalabfindung (§§ 217, 218) handelt

Die Abfindung kann im Spruchverfahren nur be¬

stätigt oder aufgehoben werden.

§ 1682: Berufung gegen Endbescheide der

Träger der Unfallversicherung, ferner gegen Be¬

scheide der Träger der Invaliden- und Hinter¬

bliebenenversicherung, wenn es sich handelt um

Wiederaufnahme des Heilverfahrens nach den

§§ 603, 604, 952, 1112;
Kapitalabfindung gemäß §§616, 617, 955, 1117,

1316, 1317, 1476.

§ 1683: Wird ein Endbescheid des Ver¬

sicherungsträgers angefochten, der eine Unfall¬

entschädigung herabsetzt oder entzieht, so kann

der Vorsitzende des Oberversicherungsamts auf

Antrag anordnen, daß der Vollzug des Bescheids

einstweilen ganz oder teilweise ausgesetzt wird.

§ 1710: Die Rechtsmittel bewirken außer den

Fällen des § 1682 Aufschub, wenn sie von dem

Versicherungsträger eingelegt werden, soweit es

sich um Beträge handelt, die für die Zeit vor

Erlaß des angefochtenen Urteils nachgezahlt wer¬

den sollen.

§ 1779: Die Berufung und Revision bewirken

Aufschub, wenn es sich um Ersatzansprüche handelt.

§ 1794: Die Behörde, die über die Beschwerde

zu entscheiden hat, kann den Vollzug der ange¬
fochtenen Entscheidung aussetzen.

*

Mit diesen Bestimmungen ist der Rechts-

zustand in der Unfall- und Invalidenversicherung
nicht oder nur ganz unwesentlich verändert worden.

Neu ist insbesondere in der Unfallversicherung
die Vorschrift des § 1683, die offenbaren Unge¬
rechtigkeiten bei der Entziehung oder Herab¬

setzung von Unfallrenten vorbeugen will. Leider

wird nach den Erfahrungen in der Rechtsprechung
von der Bestimmung herzlich wenig Gebrauch

gemacht. Es ist deshalb zu empfehlen, daß die

Verletzten und ihre Vertreter mehr als seither

Anträge in der Richtung der Anwendung der

Vorschrift stellen.

Zweck dieser Zeilen soll nun nicht die Er¬

örterung der gesamten Möglichkeiten bei den
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aufschiebbaren Wirkungen der Rechtsmittel sein,

sondern es soll dargelegt werden, wie sich diese

Wirkung bei der Austragung der Differenzen

über Wrsicherungsansprüche zwischen dem Träger
der Versicherung und dem Versicherten äußert.

Damit scheiden die Fälle aus, wo es sich nur um

Verwaltungsmaßnahmen handelt, die zwar an sich

wichtig genug, deren Erörterung an dieser Stelle

aber zu weit gehen würde.

In der Unfall- und Invalidenversicherung gibt
es bekanntlich nur die Berufung als Rechtsmittel

erster Instanz, dem in der Unfallversicherung in

bestimmten Fällen der Rekurs, in der Invaliden¬

versicherung die Revision folgen kann. Für die

Berufung ist das Oberversicherungsamt zuständig,
und zwar in der Unfallversicherung nach § 1677

RVO. dasjenige, das für den Wohn- oder Be¬

schäftigungsort der Versicherten zuständig ist

In der Invalidenversicherung entscheidet nach

§ 1678 RVO. das Oberversicherungsamt für den

Bezirk desjenigen Versicherungsamts, welches

nach den §S 1617 bis 1627 bei der Vorbereitung
der Sache mitgewirkt hat. Eine aufschiebbare

Wirkung als Rechtsmittel ist nun in der Invaliden¬

versicherung in der Berufungsinstanz nicht vor-

fesehen.
Es kann weder eine bisher bezogene

nvalidenrente durch Verfügung des Oberver¬

sicherungsamts zunächst beibehalten, noch eine

Anordnung für den Bezug einer etwa künftig,
wenn auch von einem zurückliegenden Zeitpunkt
ab zu gewährenden Invaliden-, Witwen- und

Waisenrente ergehen. Die Hinterbliebenenrenten,
die dem gleichen Verfahren wie die Invaliden¬

renten unterliegen, sind in den vorhergehenden
Ausführungen nicht besonders benannt worden,
weil sie keine besondere Darlegung erfordern.

Ein Aufschub durch die Berufung kann in den

sehr seltenen Fällen der Kapitalabfindung für

Ausländer bei Invaliden-, Witwen- und Waisen¬

renten gemäß §§ 1316 und 1317 in Frage kommen

und weiterhin nach § 1476 für die Abfindung von

Zusatzrenten.

In der Unfallversicherung kommt die auf¬

schiebende Wirkung bei der Wiederaufnahme des

Heilverfahrens in Betracht, d. h. der Versicherte

ist nicht gehalten, einer erneuten Einweisung in

eine Heilanstalt Folge zu leisten, wenn er gegen
den Einweisungsbescheid rechtzeitig Berufung
einlegt. Das schließt aber nicht aus, daß, wenn

im Endbescheide solche Nachteile angedroht sind

und die Berufung zu seinen Ungunsten endet,
dem Versicherten die Rente für einige Zeit ver¬

sagt werden kann. Auch bei der Kapitalabfindung
für Ausländer ist hier wie in der Invalidenver¬

sicherung durch die Berufung ein Aufschub zu

erreichen, d. h. die Abfindung wird zunächst nicht

ausbezahlt. Die Entscheidung über die Berufung
kann nur auf Bestätigung oder Ablehrung der

Abfindung erkennen. Die Schutzvorschrift des

§ 1683 ist oben kurz behandelt worden.

Im Verfahren vor dem Reichsversicherungs¬
amt hat S 1710 die Vorschrift getroffen, daß die

Rechts-mittel außer in den Fällen des § 16S2 Auf¬

schub bewirken, wenn sie von dem Versicherungs¬
träger eingelegt werden, soweit es sich um Be¬

trage bandelt, die für die Zeit vor Erlaß des an¬

gefochtenen Urteils nachgezahlt werden sollen.

Die Vorschrift entspricht dem früheren Recht ;n

der Unfall- und Invalidenversicherung. Sie hat

zur Folge, dal. die von den Oberversicherungs¬
ämtern den Versicherten neu zugesprochenen
oder belassenen Renten erst vom Taue der Ent

Scheidung über die Berufung an ausgezahlt werden

müssen, wenn der Versicherungsträger Rekurs

oder Revision einlegt. Die Berufsgenossenschaften
machen fast in allen rekursfähigen Unfallsachen

vom Rekurs Gebrauch und daher wird den Unfall¬

verletzten die Vorschrift des § 1710 so außer¬

ordentlich lästig. Wenn sich auch nicht verkennen

läßt, daß bei der eventl. Aufhebung der Ent¬

scheidung des Oberversicherungsamts die Zurück¬

erstattung zu viel oder zu Unrecht erhobener

Renten durch die Vorschrift gemildert werden

kann. Die Rechtsmittel der Berufung und Re¬

vision bewirken schließlich noch Aufschub, wenn

es sich um Ersatzansprüche handelt, d. h. wenn

Versicherungsträger und andere Verpflichtete
sich nicht einigen können, wer die Kosten in

einem bestimmten Fall zu tragen hat In solchen

Fällen liegt eine Dringlichkeit nicht vor.

*

Ernstere Schwierigkeiten können durch die

aufschiebende Wirkung der Rechtsmittel aber in

der Krankenversicherung entstehen. Zwar soll

nach Meinung maßgebender Autoritäten, so u. a.

Hahn, Krankenversicherung, die Vorschrift des § 130

RVO., wonach Rechtsmittel nur da Aufschub be¬

wirken, wo das Gesetz es vorschreibt, für das

Gebiet der Krankenversicherung keine Bedeutung
haben, weil Ausnahmen von dieser Regel nicht

vorgesehen sind. Aber die Praxis ergibt leider

trotzdem Schwierigkeiten. Die Entstehungsge¬
schichte des § 130 verweist auf die §§ 47 Abs. 6

und 58 Abs. 4 KVG. In ersterem Falle hatte die

Beschwerde gegen die Zuweisung versicherungs¬
pflichtiger Personen keine aufschiebende Wirkung;
im letzteren Fall wurde gesagt: „die Entscheidung
der Aufsichtsbehörde über Unterstützungsansprüche oder

über Ansprüche eines Verbandes an die beteiligten
Kassen Ist vorläufig vollstreckbar.0 Diese Fassung
ist völlig zweifelsfrei. Wenn es auch nicht an

Versuchen gefehlt hat, nach § 719 ZPO. die vor¬

läufige Vollstreckbarkeit aufzuhalten, so sind solche

Versuche doch nach mehrfachen Erscheinungen
gescheitert an dem klaren Wortlaut der Vorschrift.

Hahn bemerkt im Krankenversicherungsgesetz in

Anmerkung 4 zu § 58, daß die Entscheidungen
nur in den Fällen des Absatz 4 vorläufig voll¬

streckbar seien, auch ohne diesbezüglichen Aus¬

spruch in der Formel, obwohl sich ein solcher

Zusatz wohl empfehlen mag.
Die Reichsversicherungsordnung hat die Ent¬

scheidung von Streitigkeiten über Unterstützungs¬
ansprüche dem für den Wohnort des Versicherten

zuständigen Versicherungsamt übertragen. Da¬

durch ist in vielen Fällen, namentlich bei der

Anwendung des § 214 RVO. und bei den Ver¬

sicherten, die nicht am Wohnort Arbeit finden

können, eine Trennung zwischen der Aufsichts¬
behörde der Krankenkenkassen und der Recht¬

sprechungsinstanz in Streitfällen geschaffen wor¬

den, die zu Schwierigkeiten führt Abgesehen
davon, daß beispielsweise die Beschwerde gegen
Strafen bei der Aufsichtsbehörde am Sitz der
Kasse anzubringen sind, Beschwerden gegen Ver¬

tagung de* Unterstützungen oft bei einem aus¬

wärtigen Versicherungsamt, wodurch zuweilen in

einer Sache zwei Instanzen entscheiden und die
Akten unerfreulich viele Reisen zu machen haben,
wird die Vollstreckung der Entscheidungen durch
ein auswärtiges Versicherungsamt sehr erschwert.
Es kommt nicht selten vor, daß Krankenkassen
vom Versicherungsamt zur Zahlung einer Ent¬

schädigung verurteilt werden, daß sie die Zahlung
aber mit allen Mitteln zu verzögern suchen und
bei dieser Praxis sich sogar noch mit einem
Schein von Recht darauf berufen können, daß
das Gesetz ihre Haltung billigt. Sofern eine
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Begründung der Nichtzahlung überhaupt erfolgt,
wird auf § 1710 RVO. Bezug genommen, wonach,
wie oben dargelegt, Rechtsmittel aufschiebende

Wirkung haben, wenn sie vom Versicherungs¬
träger eingelegt werden, soweit es sich um Be¬

trüge handelt, die für die Zeit vor Erlaß des an¬

gefochtenen Urteils nachgezahlt werden sollen.

Nun ist zweifellos, daß zu den Rechtsmitteln auch

die Berufung gehört. Der Unterschied, daß die

Vorschrift des § 1710 nur auf das Verfahren vor

(iem Reichs- resp. Landesversicherungsamt, d. h.

in der Rekurs- und Revisionsinstanz gilt, und

daß sie für die Berufung nicht gelten kann, ist

leider nicht so deutlich hervorgehoben worden.

Wohl ist nach § 33 der Verordnung über Ge¬

schäftsgang und Verfahren der Versicherungs¬
ämter am Schluß der schriftlichen Entscheidung
darauf hinzuweisen, ob ein Rechtsmittel und zu¬

treffendenfalls welches Rechtsmittel gegen sie

gegeben, innerhalb welcher Frist und wo es ein¬

zulegen ist, aber es fehlt am Hinweis darauf,
daß die Entscheidung vorläufig vollstreckbar ist

und die etwaigen weiteren Rechtsmittel daran

nichts ändern können. Es dürfte sich, wenn die

Schwierigkeiten eine Häufung erfahren, die Bei¬

fügung einer Vorschrift, wie sie Hahn bei der viel

deutlicheren Fassung des § 58 Abs. 4 Kranken¬

versicherungsgesetz für zweckmäßig erachtete,
nicht umgehen lassen. Dazu kommt aber noch,
wenn die Bezugnahme auf § 1710 RVO. während

des Berufungsverfahrens auch unzulässig ist, daß

die Vorschrift des erwähnten Paragraphen recht¬

mäßig dann angewendet werden kann, wenn die

Krankenkasse gegen eine für sie ungünstige Ent¬

scheidung des Oberversicherungsamts Revision

zum Reichsversicherungsamt einlegt. Versteht

es also eine Kasse, die Bezahlung einer Schuld

bis zur Revisionseinlegung zu verzögern, dann

muß leider die aufschiebbare Wirkung des Rechts¬

mittels in Kauf genommen werden. Daß die Re¬

vision in Krankenversicherungssachen nach § 1710

RVO. aufschiebbare Wirkung hat, dürfte unbe¬

stritten sein. Zwar sagt Hahn in der Anmerkung
zu § 130, daß für das Gebiet der Krankenver¬

sicherung keine Ausnahme von der Regel bestehe,
daß die Rechtsmittel nur da aufschiebbare Wirkung

haben, wo das Gesetz es vorschreibt Nun liegt
von Hahns Krankenversicherung erst Band I vor

und es ist nicht ersichtlich, welche Stellung etwa

zu § 1710 eingenommen wird. Die Begründung
und die Entsehungsgeschichte weisen aber aus,
daß § 1710 auch für die Krankenversicherung in

der Revisionsinstanz gilt.
Die Begründung zum Entwurf des Reichs¬

versicherungsamts sagte:
„§ 1660 (im Gesetz § 1710) enthält eine Aus¬

nahme von der Regel, wonach die Rechtsmittel

regelmäßig keine aufschiebende Wirkung haben.

Die Ausnahme entspricht für die Unfall- und In¬

validenversicherung dem geltenden Recht und

soll in gleicher Weise für die Krankenversicherung gelten.
Handelt es sich um Ersatzansprüche, so liegt
gleichfalls ein Bedürfnis zur sofortigen Voll¬

streckung der Entscheidungen nicht vor, deshalb

ist auch tür diese Fälle der Revision aufschiebende

Wirkung beigelegt.44
Die Reichstagskommission hat die Vorschrift

des Entwurfs mit einigen redaktionellen Ände¬

rungen angenommen. Im Entwurf hieß es: „Die
Revision bewirkt ,tt was dem Zustand ent¬

sprach, daß auch für die Unfallversicherung nur

Revision in letzter Instanz vorgesehen war. Die

Beibehaltung des Rekurses führte dann zur heute

geltenden Fassung: die Rechtsmittel bewirken.

Der Absatz 2 des Entwurfs bildet heute § 1779

RVO. wie oben erwähnt

Es wird nun versucht werden müssen, durch

Entscheidungen und Eingreifen der zuständigen
Instanzen dahin zu wirken, daß den Versicherten

nicht gesetzwidrig Leistungen vorenthalten wer¬

den. Sollte das den gewünschten Erfolg nicht

haben, bleibt wohl nur der Weg übrig, an die

Entscheidungen der Versicherungsämter neben

den schon erwähnten Hinweisen die Klausel an¬

zufügen, daß vorläufige Vollstreckbarkeit vorliegt
und ein weiteres Rechtsmittel die Vollstreckung
nicht aufhalten kann. An einer zweifelsfreien

Praxis kann der „Burgfrieden44 nicht hindern,
wenn immer der Grundsatz im Auge behalten

wird, daß die Sozialversicherung zugunsten der

wirtschaftlich Schwachen so gestaltet sein muß,
daß jede Härte ausgeschaltet ist.

Die Versicherungsfreiheit gemäß § 171 RVO.
Von Helmut Lehmann, Dresden.

Nach § 171 RVO. kann die oberste Verwal¬

tungsbehörde auf Antrag des Arbeitgebers bestim¬

men, wie weit die in Betrieben oder im Dienste

nichtöffentlicher Körperschaften Beschäftigten ver¬

sicherungsfrei sind, wenn ihnen gegen ihren Ar¬

beitgeber einer der im § 169bezeichneten Ansprüche
gewährleistet ist. Von dieser Vorschrift ist, wenn

auch nicht in sehr zahlreichen Fällen, so doch von

großen Erwerbsunternehmungen Gebrauch ge¬
macht worden. Sie haben den Umstand, daß ihr

unternehmen in die Form einer Aktiengesellschaft
gekleidet ist, dazu benutzt, um sich von den Lasten

der Krankenversicherung zu befreien. Diese großen
Unternehmungen beschäftigen eine sehr erhebliche

Zahl von Privatangestellten, die für die Kranken¬

kassen gute Risiken darstellen.
Es ist also der Zustand wieder herbeigeführt

worden, wie er unter der Herrschaft des § 3a KVG.

;ich zu einem großen Übelstand für die Kranken¬

kassen wie für die Angestellten herausgebildet
iatte. Dies war jedoch nicht die Absicht bei

Schaffung des § 171.

Der Entwurf der Reichsversicherungsordnung
hatte in § 186 Ziffer 2 eine dem § 3a KVG. ent¬

sprechende Vorschrift aufgenommen. In der Reichs¬

tagskommission wurde diese Vorschrift lebhaft

bekämpft, aber von Vertretern der verbündeten

Regierungen ebenso lebhaft verteidigt. Allerdings
wesentlich deswegen, um den Übergang für die

Einführung der landwirtschaftlichen Arbeiter und

der Dienstboten in die Krankenversicherung zu

erleichtern. Infolgedessen wurde eine entspre¬
chende Bestimmung bei den Vorschriften über die

besonderen Berufszweige geschaffen und der § 186

Abs. 2 des Entwurfs gestrichen. Der § 184 des

Entwurfs (jetzt § 171) sollte nur die Versicherungs¬
freiheit für die von den öffentlichen Verbänden

oder von Körperschaften Beschäftigten zulassen.

Hieraus ergibt sich schon, daß die Verfasser der

Reichsversicherungsordnung die Zulässigkeit der

Versicherungsfreiheit für die bei Körperschaften
Beschäftigten anders auffaßten, als die Befreiung
nach § 3a KVG.; denn sonst hätte es der beson¬

deren Aufführung der Körperschaften im § 184 des
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Entwurfs nicht bedurft. Es waren eben Körper¬
schaften gemeint, die die Körperschaftsrechte nicht

nur auf Grund öffentlichen Rechts, sondern auch

auf (irund der Vorschriften des Bürgerlichen Ge¬

setzbuches haben, aber im öffentlichen Interesse

tätig sind. Nachdem dann die Reichstagskommis¬
sion zu § 1K3 (jetzt § 170) bestimmt hatte, daß die

bei öffentlichen Verbanden und Körperschaften
des öffentlichen Rechts Beschäftigten auf Antrag
des Arbeitgebers ohne weiteres versicherungsfrei
sein sollten, bedurfte es noch einer Vorschrift für

die Körperschaften, die ihre Körperschaftsrechte
nicht auf Grund öffentlichen Rechts erworben

haben. Bei diesen wurde, da sie nicht Behörden

sind, sondern nur behördenähnlichen Charakter

haben, vorgeschrieben, daß die oberste Verwal¬

tungsbehörde bestimmen kann, wie weit Versiche¬

rungsfreiheit eintreten soll. Wenn nun dem

§ 171 RVO. trotzdem eine Auslegung gegeben
wird, die weder mit den Absichten der verbündeten

Regierungen bei Fassung des § 184 des Entwurfs,
noch mit denen der Reichskommission bei der Ab¬

änderung der §§ IK4 und 186 des Entwurfs über¬

einstimmt, so wird damit der Zustand des § 3a KVG.

tatsächlich wieder herbeigeführt. Jedenfalls war

es nicht die Absicht, Aktiengesellschaften, die

nicht im öffentlichen Interesse, sondern aus Er¬

werbsgründen tätig sind, die Vorteile des § 171

RVO. zuzuwenden.

Die jetzige Praxis zu § 171 bedeutet eine

schwere Schädigung der allgemeinen Ortskranken¬

kassen. Es werden ihnen dadurch Risiken in den

höchsten Lohnstufen genommen und ihre Leistungs¬
fähigkeit damit erheblich gefährdet, nicht zu¬

letzt auch dadurch, daß zum Beispiel die Ver¬

sicherungsgesellschaften zwar die dauernd be¬

schäftigten Angestellten, also gute Risiken, be¬

freien, nicht aber schlechte Risiken, wie die so¬

genannten Außenbeamten (Akquisiteure), Boten,

Reinemachfrauen usw. Diese verbleiben den

Ortskrankenkassen. Den allgemeinen Ortskran

kenkassen werden alle schlechte Risiken der ar¬

beitenden Bevölkerung zur Versicherung über

lassen. Die Lasten hieraus müssen von den

Versicherten der oberen Lohnstufen mitgetragen
werden. Es ist deshalb eine bedauerliche Ver¬

letzung des Grundgedankens der Kranken versiehe

rung, wenn den kapitalkräftigsten Unternehmern

gestattet wird, sich von den Lasten der Kranken¬

versicherung zu befreien. Die weniger kapital
kräftigen Konkurrenten dieser Unternehmungen,
die vielleicht nicht die Form der Aktiengesell¬
schaft gewählt haben oder wählen können, werden

dadurch offensichtlich benachteiligt.
Auch die von diesen Gesellschaften Beschäf¬

tigten sind benachteiligt. Es werden ihnen nur

die Regelleistungen der Krankenkasse gewähr¬
leistet, also z. B. nicht die so wichtige Familien¬

hilfe. Bei der wirtschaftlichen Abhängigkeit der

Angestellten von ihren Unternehmungen man

denke nur an die Verhältnisse der großen Ver¬

sicherungsgesellschaften wird der Angestellte
auch nur in äußersten Notfällen Ansprüche aus

Krankheitsfällen gegen seinen Arbeitgeber erheben
und in einfacheren Fällen vorziehen, ärztliche Be¬

handlung und Arznei aus eigenen Mitteln zu be¬

zahlen. Der Angestellte hat auch bei Verlassen der

Stellung keinen Anspruch auf Weiterversicherung.
Die jetzige Handhabung des § 171 RVO« be¬

darf deshalb dringend einer Änderung. Den all¬

gemeinen Ortskrankenkassen werden voraussicht¬

lich aus den Gesundheitsschädigungen, die die

Kriegsteilnehmer während des Krieges erwerben,
nach dem Wiedereintritt friedlicher Verhältnisse
sehr erhebliche Mehrkosten erwachsen. Um so

mehr sollte alles vermieden werden, was zu einer

Schwächung der Leistungsfähigkeit der Kranken¬
kassen führen muß.

Grundsätzliche Entscheidungen des

Reichsversicherungsamts.
Von Gustav Hoch in Hanau a. M.

Zum 5. Buch der ReichsVersicherungsordnung. Die

erste Bestimmung des 5. Buches der Reichs-

vericherungsordnung besagt: die Leistungspflicht
der Krankenkassen wird nicht dadurch berührt,
daß ein Träger der reichsgesetzlichen Unfall¬

versicherung zum Schadenersatz verpflichtet ist

($ 1501 Abs. 1). Demnach hat die Krankenkasse
ihrem erkrankten Mitglied die satzungsgemäßen
Leistungen auch dann zu gewähren, wenn die

Krankheit durch einen solchen Unfall verursacht
worden ist, für den die Unfallversicherung ein¬

zutreten hat.

Das besagt aber nicht, daß der Kranke die

vollen Leistungen sowohl der Krankenversicherung
als auch der Unfallversicherung erhalten soll
Vielmehr bestehen die Verpflichtungen aus der

Krankenversicherung und aus der Unfallver¬

sicherung zwar neben einander, und die Ver¬

sicherung, deren Hilfe der Versicherte zuerst

anruft hat zunächst nach ihrer Satzung zu leisten;
ob und in weichern Maße dann ein Ausgleich dieser

Leistungen mit den Leistungen der anderen Ver¬

sicherungen erfolgt, bestimmen die weiteren
Vorschriften des f>. Buches.

So ist nach S 1502 Sterbegeld, das die
Krankenkasse den bezugsberechtigten Hinter¬
bliebenen eines solchen Mitglieds zahlt, aus dem

Sterbegeld zu ersetzen, das der Träger der Un¬

fallversicherung zu gewähren hat. Für Kranken¬

pflege sind drei Achtel des Grundlohns zu er¬

setzen, nach dem das Krankengeld des Berech¬

tigten festzusetzen ist (§ 1503). Für Hilfsmittel

gegen Verunstaltung und Verkrüppelung ist Er¬
satz in Höhe des Aufwandes zu leisten. (§ 1504).
Für andere Leistungen der Krankenkasse kann
Ersatz nur aus der Unfallrente beansprucht
werden und nur bis zu dem halben Betrage dei
Rente für die Zeit, für die die Ansprüche am

Kassenleistungen und Rente zusammentreffen

m 1505, 1506).
Wenn also die Krankenkasse leistet, erhalten

die Hinterbliebenen des Versicherten das Sterbe¬

geld in dem höchsten Betrage, der ihnen aus der
einen oder, andern Versicherung zusteht. Der
Versicherte erhält die Krankenpflege nur von

der Krankenkasse, ebenso nur von der Kranken¬
kasse Hilfsmittel gegen Verunstaltung und Ver

krüppelung, endlich die andern satzungsgemäßen
Leistungen der Kasse und den halben Betrag der
Unfallrente.

Die Krankenkasse kann aber von der Unfall
Versicherung als Enal} verlangen das Sterbegebi
bis zu dem Betrage, den die Unfallversicherung
auszuzahlen hätte, den ganzen Aufwand für die
Hilfsmittel gegen Verunstaltung und Verkrüppe¬
lung und schließlich die anderen Leistungen, die
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izten aber nur bis zum halben Betrage der
ifallrente. Hieraus ergibt sich, wie wichtig es

für eine Krankenkasse sein kann, daß ein er¬

kranktes Mitglied, das sich die Krankheit durch

• inen entschädigungspflichtigen Betriebsunfall zu¬

gezogen hat, seinen Anspruch gegen den Träger
der Unfallversicherung in der richtigen Weise

geltend macht. Ist der Anspruch des Verletzten
au die Unfallversicherung endgültig abgewiesen,
dann hat auch die Krankenkasse keinen Anspruch
auf Krsatz für ihre Leistungen. Daher ist den

Krankenkassen durch § 1509 RVO. das Recht

gegeben, die Feststellung der Unfallentschädigung
eu betreiben, auch Rechtsmittel einzulegen. Der
\blauf von Fristen, die ohne Verschulden der
Krankenkassen verstrichen sind, wirkt nicht gegen
sie; dies gilt aber nicht für Verfahrungsfristen,
soweit die Krankenkassen selbst das Verfahren
betreiben.

In Unfallversicherungssachen ist es oft von

Bedeutung, daß der Anspruch des Verletzten von

\nfang an richtig vertreten wird, die Zeugen
iur den Zusammenhang der Verletzung mit einem

entschädigungspflichtigen Betriebsunfall festge¬
stellt und vernommen, geeignete Ärzte zur Be-

L'iitachtung herangezogen werden. Außerdem ist

ein Vergleich, der zwischen dem Verletzten und
den Träger der Unfallversicherung rechtsgültig
abgeschlossen ist, auch gegenüber der Kranken¬
kasse wirksam. Dadurch kann die Krankenkasse
gleich am Anfang des Verfahrens geschädigt
werden. Aus diesem Grunde dürfen die Kranken¬
kassen ihr Recht nach § 1509 auf Betreibung der

Feststellung der Unfallentschädigung nicht ver¬

nachlässigen, sondern müssen sich, sobald Grund
für die Annahme besteht, daß die Krankheit die

Folge eines entschädigungspflichtigen Betriebs¬
unfalls ist, entscheiden, ob sie von dem Rechte
des § 1509 Gebrauch machen sollen oder nicht. —

Ein Verunglückter hatte von der Berufs¬

genossenschaft nur einen Teil der Rente erlangt,
die er beanspruchte. Seine Berufung gegen den
Bescheid der Berufsgenossenschaft war zurück¬

gewiesen worden. Gegen dieses Urteil hatte die
LandesVersicherungsanstalt, bei der der Verletzte
Invalidenrente beantragt hatte, Rekurs an das

Keichsversicherungsamt eingelegt Sie stützte
sich dabei auf § 1523 RVO. der den Versiche¬

rungsanstalten das dem § 1509 entsprechende
Recht verleiht

Die Landesversicherungsanstalt hatte aber,
als sie in der Unfallversicherungssache Rekurs
? inlegte, dem Verletzten noch nicht die Invaliden¬
ente gewährt. Das Reichsversicherungsamt hat
bereits früher den Grundsatz aufgestellt, daß nur

diejenige Versicherungsanstalt - dasselbe gilt für
li«' Krankenkassen — berufen ist, auf Grund der
oben angeführten Bestimmungen das Verfahren
zur Feststellung der Unfallentschädigung zu be¬

treiben, die hierdurch für sich eine Entlastung
zu erreichen vermag, d. h. die dem Verletzten
»chon Leistungen gewährt hat, oder deren

istungspflicht wenigstens festgestellt worden
st, oder die mit hoher Wahrscheinlichkeit an-

n< Innen kann, sie würde in kurzer Zeit den An¬
spruch auf Invalidenrente anerkennen müssen.

In dem vorliegenden Falle kam noch ein
weiterer Umstand in Betracht. Bis der von der

'Indesversicherungsanstalt eingelegte Rekurs vor

lern Keichsversicherungsamt verhandelt werden
nnte, hatte die Landesversicherungsanstalt den
cheid erlassen, durch den sie dem Verletzten
Invalidenrente gewährte. Das Reichsver-

Ihi i ungsamt hat aus diesem Grunde entschieden,

daß es zu prüfen habe, ob die Landesversiche¬
rungsanstalt zur Zeit, da die Streitfrage von ihm
zu entscheiden war, das Verfahren zur Fest¬
stellung der Unfallentschädigung betreiben
durfte.*) In dieser Zeit hatte die Landesver¬
sicherungsanstalt den Bescheid erlassen; sie
war also durch den Versicherungsfall belastet
und war berechtigt, den im Gesetz vorge¬
schriebenen Ersatz der Last zu beanspruchen
und durfte deshalb auch das Verfahren zur Fest¬
stellung der Unfallentschädigung betreiben.

Für die Krankenkassen ergibt sich aus dieser
Entscheidung eine beachtenswerte Folge. Nehmen
wir einen Fall an, in dem es der Kasse nicht
sofort möglich ist, zu entscheiden, ob sie einem
Erkrankten Krankenhilfe zu leisten hat Dies
kann besonders im Falle des § 214 RVO. vor¬

kommen, wenn ein früheres, jetzt arbeitsloses
Mitglied erkrankt, das der Kasse noch nicht
6 Wochen angehört hat, aber behauptet, er sei
in den vergangenen 12 Monaten 26 Wochen in
anderen Krankenkassen versichert gewesen. Die
Krankenkasse, der der Verletzte zuletzt angehört
hat, muß dann verlangen, daß er von den andern
Kassen eine Bescheinigung darüber bringt, wie
lange er bei ihnen Mitglied gewesen ist. Das
kann sich längere Zeit hinziehen. Inzwischen
kann die Berufsgenossenschaft den Anspruch des
Verletzten zurückgewiesen haben und die Sache
kann an das Oberversicherungsamt und an das

Reichsversicherungsamt gelangen. Nach der
neuesten Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts kann die Krankenkasse dem Verfahren
schon vor der Anerkennung des Anspruchs des
Verletzten beitreten, muß aber es so einrichten,
daß sie den Anspruch bis zu der Zeit anerkennt,
wo die Streitfrage vom Oberversicherungsamt
oder Reichsversicherungsamt entschieden wird.

•

In welche Kasse gehört der Betrieb? Ein Unter¬
nehmer unterhält Verkaufsgeschäfte für Zigarren
und gleichzeitig einen Zeitungsvertrieb. In dem
Verkaufsgeschäft sind 2 Verkäufer, 2 Lehrlinge
und eine Reinigungsfrau, in dem Zeitungsvertrieb
eine Zeitungsordnerin und 17 Zeitungsträgerinnen
beschäftigt; also in dem ersten Betrieb 5 Per¬

sonen, in dem zweiten 18 Personen. In dem Ort,
wo der Betrieb seinen Sitz hat, besteht sowohl
für die Buchbinder und verwandte Gewerbe als
auch für kaufmännische Geschäfte je eine be¬
sondere Ortskrankenkasse. Die Ortskrankenkasse
der Buchbinder und verwandten Gewerbe ver¬

langte, daß ihr der gesamte Betrieb, der bisher
in der kaufmännischen Ortskrankenkasse ver¬

sichert war, überwiesen werde, weil in dem

Zeitungsvertrieb die Mehrzahl der Arbeiter des

ganzen Betriebes beschäftigt werde. Die Orts
Krankenkasse für kaufmännische Geschäfte da¬

gegen beantragte, daß die andere Ortskranken¬
kasse mit ihrer Forderung abgewiesen werde,
der ganze Betrieb also wie bisher so auch weiter
als kaufmännischer Betrieb versichert werde.

Dies begründete die Ortskrankenkasse für
kaufmännische Geschäfte damit, daß das kauf¬

männische Geschäft den Hauptbestandteil und

wirtschaftlichen Schwerpunkt des Unternehmens

bildet, und daß die in dem kaufmännischen Ge¬
schäft tätigen 2 Verkäufer und 2 Lehrlinge
während des ganzen Tages beschäftigt werden,
die in dem Zeitungsvertrieb tätigen 17 Zeitungs¬
trägerinnen aber nur zwei Stunden täglich, mithin

die Gesamtzahl der von den kaufmännischen

?) A. N. 1914 S. 800 Z. 2764.
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Angestellten geleisteten täglichen Arbeitsstunden

beträchtlich die Arbeitsdauer der Angestellten
im Zeitungsvertrieb überschreitet. Dieser Auf¬

fassung schloß sich das zuständige Versicherungs-
amt an Das Reichsversicheningsamt aber ent¬

schied entgegengesetzt (A. N. 1914 S. 832 Z. 1945).
Die einzige Bestimmung der RVO., die einen

derartigen Streit zwischen Krankenkassen be

trifft, ist § 244. Jedoch handelt dieser Paragraph
von dem Fall, daß ein Betrieb Versicherungs¬
pflichtige umfaßt, von denen ein Teil zu einer

besonderen, der andere Teil zu einer allgemeinen
Ortskrankenkasse gehören würde, während in

dem vorliegenden Fall der Streit zwischen zwei

besonderen Ortskrankenkassen besteht. Dem

Reichsversicherungsamt erschien es unbedenklich,
die Vorschrift auch auf den letzten Fall, also

auch auf den Streit zwischen zwei besonderen

Ortskrankenkassen aufzuwenden. Durch die

Vorschrift des § 244 sollte verhindert werden,
daß die Versicherungspflichtigen eines einheit¬

lichen Betriebs bei verschiedenen Ortskranken¬

kassen zu versichern wären. Derselbe Mißstand

ist auch in dem jetzt vorliegenden Fall zu ver¬

hüten. Daher ist auch hier die Bestimmung des

§ 244 am Platze. In der Begründung dieses

Paragraphen ist übrigens in dem Entwurf ein

Beispiel gewählt worden, in dem es sich eben¬

falls um die Zugehörigkeit eines Betriebes zu

mehreren besonderen Ortskrankenkassen handelt.
Nach § 244 ist der Streit so zu regeln: Be¬

steht für die Gewerbezweige oder Betriebsarten,
in denen die Mehrheit der Versicherungsöflichtigen
eines Betriebes beschäftigt ist, eine besondere
Ortskrankenkasse, so gehören ihr alle in dem

Betriebe beschäftigten Versicherungspflichtigen
an. Die Gruppe der Versicherungspflichtigen
also, die der Zahl nach in dem Betrieb überwiegt,
soll den Ausschlag für die Kassenzugehörigkeit
aller Versicherungspflichtigen des Betriebs geben.

In der Regel wird auf diese Gruppe auch

die größere tägliche Arbeitsdauer entfallen. Wo

dies, wie in dem vorliegenden Fall, ausnahms¬

weise nicht zutrifft, liegt kein Grund vor, statt

der Kopfzahl der Versicherungspflichtigen, die
Mehrheit der durchschnittlichen täglichen Arbeits¬
stunden entscheiden zu lassen.

Das Gesetz unterscheidet die beiden Fälle
nicht Zwingende innere Gründe sprechen nicht
für eine solche Unterscheidung. Erwägungen der

Zweckmäßigkeit führen gerade zur Beibehaltung
der im § 244 vorgeschriebenen einfachen Be

rechnungsart in allen Fällen.

Demgemäß überwies das Reichsversicherungs¬
amt den Betrieb an die Ortskrankenkasse der

Buchbinder und verwandten Gewerbe.

Verwaltung.
Verordnung dea Bundesrats betreffend Ana-

dehnung der Wochenhllfe wihrend des Kriegea.
Vom 23. April 1915. (RGBl. S. 257.)

I.

§ 1. Wöchnerinnen, die nicht schon auf Grund
der Bekanntmachungen vom 3. Dezember 1914

(RGBl. S. 492) und 28. Januar 1915 (RGbl. S. 49)
Anspruch auf Wochenhilfe aus Mitteln des Reichs

haben, wird eine solche während der weiteren
Dauer des gegenwärtigen Krieges gewährt, wenn

1. ihre Ehemänner in diesem Kriege dem Reiche

Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche Dienste leisten
oder an deren Weiterleistung oder an der

Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit durch
Tod, Verwundung, ErkrankungoderGefangen¬
nahme verhindert sind, und

2. sie minderbemittelt im Sinne des § 2 sind.

§ 2. Wöchnerinnen gelten als minderbemittelt,
wenn sie auf Grund des Gesetzes vom 28. Fe¬
bruar 1888 in der Fassung des Gesetzes vom

4. August 1914 (RGBl. 1888 S. 59, 1914 S. 332) unter¬

stützt werden.

Sofern nicht Tatsachen die Annahme recht¬

fertigen, daß eine Beihilfe nicht benötigt wird,
gilt eine Wöchnerin ferner als minderbemittelt,
wenn

1. ihres Ehemannes und ihr Gesamteinkommen
in dem Jahre oder Steuerjahre vor dem
Diensteintritt ($ 1) den Betrag von zwei¬
tausendfünfhundert Mark nicht überstiegen
hat, oder

2. das ihr nach dem Diensteintritt des Ehe¬
mannes verbliebene Gesamteinkommen höch¬
stens fünfzehnhundert Mark und für jedes
schon vorhandene Kind unter fünfzehn Jahren
höchstens weitere zweihundertundfünfzig
Mark betragt.

§ 3. Die Wochenhilfe ist auch für das un¬

eheliche Kind eines Kriegsteilnehmers der im § 1
bezeichneten Art zu leisten, wenn es auf Grund

:

des § 2 Abs. lc des Gesetzes vom 28. Februar 188K
in der Fassung des Gesetzes vom 4. August 1914

unterstützt wird.

§ 4. Als Wochenhilfe wird gewährt:
1. ein einmaliger Beitrag zu den Kosten der Ent¬

bindung in Höhe von fünfundzwanzig Mark,
2. ein Wochengeld von einer Mark täglich, ein¬

schließlich der Sonn- und Feiertage, für acht

Wochen, von denen mindestens sechs in die
Zeit nach der Niederkunft fallen müssen,

3. eine Beihilfe bis zum Betrage von zehn Mark
für Hebammendienste und ärztliche Behand¬

lung, falls solche bei Schwangerschafts
beschwerden erforderlich werden,

4. für Wöchnerinnen, solange sie ihre Neu¬

geborenen stillen, ein Stillgeld in Höhe von

einer halben Mark täglich, einschließlich der
Sonn- und Feiertage, bis zum Ablauf der
zwölften Woche nach der Niederkunft.

§ 5. Für die Leistungen der Wochenhilfe

gelten die §§ 118, 119, 223 RVO. entsprechend.

§ 6. Gehört die Wöchnerin einer Kranken
kasse (Orts-, Land-, Betriebs-, Innungs-, knapp
schaftlichen Krankenkasse oder Ersatzkasse) an.

so ist der Antrag auf Gewährung einer Wochen
hilfe nach § 1 oder § 3 bei dieser Kasse zu stellen
Er ist beim Arbeitgeber der Wöchnerin zu stellen,
wenn sie auf Grund des § 418 oder des § 435 RVO
von der Versicherung befreit ist.

Gehört die Wöchnerin zur Schiffsbesatzung
deutscher Seefahrzeuge, so ist der Antrag b»
der See-Berufsgenossenschaft in Hamburg /

stellen.

§ 7. Krankenkasse, See-Berufsgenossenschaf*
und Arbeitgeber haben den Antrag unverzügli<
an diejenige Kommission des Lieferungsverbande
(§ 6 des Gesetzes vom 28. Februar 1888) weiter

zureichen, in deren Bezirk der gewöhnliche Auf
enthaltsort der Wöchnerin liegt.
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Sie haben sich gleichzeitig darüber zu äußern,

ob gegen sie der Wöchnerin ein Anspruch auf

Wochenhilfe nach §8 der Bekanntmachung vom

;j Dezember 1914 (RGBl. S. 492) oder nach § 6

oder § 8 der Bekanntmachung vom 28. Januar 1915

(RGBL S. 49) zusteht

§ 8. Wer nach diesen Vorschriften (§ 7 Abs. 2)

v\ oehenhilfe gewähren muß, kann den Antrag

auch selbst stellen, falls die Wöchnerin seiner

\ufforderung, ihn zu stellen, nicht binnen zwei

Wochen entspricht.

§ 9. In allen anderen als den im § 6 bezeich¬

nen Fällen ist der Antrag unmittelbar bei der

Kommission des LieferungsVerbandes zu stellen.

Der Antrag muß die ausdrückliche Erklärung

?Mithalten, daß die Wöchnerin keiner Kranken¬

kasse (§ 6 Abs. 1) angehört, und, wenn sie Dienst-

bote oder landwirtschaftliche Arbeiterin ist, auch,

daß sie nicht zu den nach § 418 oder § 435 RVO.

Befreiten gehört.

§ 10. Für die Kommission gelten § 6 Abs. 2,

3 8 des Gesetzes vom 28. Februar 1888 auch hier;

jedoch kann der Vorsitzende allein entscheiden,

wenn die Wöchnerin oder das Kind (§ 3) schon

nach dem genannten Gesetz unterstützt wircL

Die Steuerbehörden haben der Kommission

luff Erfordern Auskunft über die Verhältnisse der

Wöchnerin und ihres Ehemanns zu erteilen.

§ 11. Die Kommission oder ihr Vorsitzender

(§10 Abs. 1) entscheidet endgültig durch schrift¬

lichen Bescheid; bei Ablehnung des Antrags sind

die Gründe mitzuteilen.

War der Antrag durch die Krankenkasse ein¬

zureichen, so ist der Bescheid ihr abschriftlich

mitzuteilen oder durch sie der Wöchnerin aus¬

zuhändigen. Das gleiche gilt entsprechend für

Arbeitgeber und See-Berufsgenossenschaft.

§ 12. Wer nach den im § 7 Abs. 2 bezeich¬

neten Vorschriften Wochenhilfe leisten muß, hat

sie weiter zu gewähren, auch wenn dem Antrag

stattgegeben wird.

Bleiben diese Leistungen hinter dem Maße

des § 4 zurück, so hat der Verpflichtete (Abs. 1)
^ie darauf zu erhöhen.

§ 4 der Bekanntmachung vom 3. Dezember

1914 gilt entsprechend, ebenso §210 RVO.

§ 13. Im übrigen wird die Wochenhilfe durch

die Stellen ausgezahlt, welche die Unterstützungen
lach dem Gesetz vom 28. Februar 1888 zu zahlen

haben. Die Zahlung der Wochenhilfe kann mit

der Zahlung der Unterstützung, wo solche ge¬

währt wird, verbunden werden; sonst geschieht
ie mit Ablauf jeder Woche.

| 14. Die Lieferungsverbände haben den

Krankenkassen, den Arbeitgebern und der See-

Berufsgenossenschaft die Aufwendungen an

Wochenhilfe zu erstatten, welche diese nach dem

Inkrafttreten dieser Bekanntmachung den danach

Berechtigten gemäß § 12 leisten, Wochengeld
jedoch nur, soweit es die satzungsmäßige Höhe

übersteigt
Für Sachleistungen gemäß § 12 Abs. 3 ist in

jedem Einzelfall als einmaliger Beitrag zu den

Kosten der Entbindung (§ 4 Nr. 1) der Betrag
•n fünfundzwanzig Mark und als Beihilfe für

Hebammendienste und ärztliche Behandlung bei

s<hwangerschaftsbeschwerden (§ 4 Nr. 3) der Be¬

trag von zehn Mark zu erstatten.

8 15. Die Gemeindebehörden haben die Korn-

nissionen der Lieferungsverbände auf deren

erlangen bei der für Gewährung des Stillgeldes
»tigen Überwachung zu unterstützen.

II.

§ 16. Für Entbindungsfälle während des

Krieges, in denen die Wochenhilfe aus Reichs¬

mitteln nur deshalb nicht oder nur teilweise ge¬

währt wird, weil diese Bekanntmachung oder die¬

jenigen vom 3. Dezember 1914 oder 28. Januar

1915 nicht schon seit Kriegsbeginn in Kraft sind,
kann die Kommission auf Antrag eine einmalige
Unterstützung zubilligen.

§ 17. Diese Unterstützung darf höchstens fünf¬

zig Mark und in keinem Falle mehr betragen, als

der Ausfall an Wochenhilfe, der dabei infolge des

späteren Inkrafttretens der Bekanntmachungen
entstanden ist.

§ 18. Voraussetzung für die Zubilligung dieser

Unterstützung ist, daß die Wöchnerin sich infolge
der für das Wochenbett oder die Ernährung und

Pflege des Säuglings erforderlich gewordenen und

ihr nicht schon anderweit aus Gemeinde- oder son¬

stigen öffentlichen Mitteln ersetzten Aufwendungen
in bedrängter Lage befindet.

Dies ist namentlich dann anzunehmen, wenn

die Wöchnerin noch die Kosten für die Hilfe des

Arztes oder der Hebamme, für Arzneien und Stär¬

kungsmittel oder für Ernährung des Säuglings
schuldet.

§ 19. Für den Antrag auf diese Unterstützung

gelten die §§ 6,7,9 entsprechend. Bei der Weiter¬

reichung des Antrags (§ 7) sind die Bezüge an

Wochenhilfe anzugeben, die der Wöchnerin sat¬

zungsgemäß bereits geleistet worden und noch zu

leisten sind.

Die Kommission entscheidet endgültig über

den Antrag.
III.

§ 20. Wer dem zur freiwilligen Versicherung
oder Weiterversicherung bei einer Krankenkasse

nach der Reichsversicherungsordnung berechtigten
Personenkreis angehört, genügt der Voraussetzung

des § 1 Nr. 2 der Bekanntmachung vom 3. Dezem¬

ber 1914 auch dadurch, daß er bis zum Eintritt in

die Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichen Dienste min¬

destens ein Jahr hindurch ununterbrochen einer

Ersatzkasse oder teils einer Kranken-, teils einer

Ersatzkasse angehört hat.

Für die Zeit vor der inzwischen erfolgten

Zulassung einer Hilfskasse als Ersatzkasse gilt
die Mitgliedschaft bei ihr derjenigen bei einer

Ersatzkasse gleich.
IV.

§ 21. Das Reich erstattet den Lieferungs¬

verbänden vierteljährlich nach näherer Bestimmung
des Reichskanzlers alle Aufwendungen für die

Leistungen, die sie nach diesen Vorschriften zu

machen haben.
V.

§ 22. Diese Vorschriften treten mit ihrer

Verkündung in Kraft, und zwar diejenige des

§ 20 Abs. 2 mit Wirkung auch für die vorange¬

gangene Zeit.

Wöchnerinnen, die vor dem Tage des Inkraft¬

tretens dieser Bekanntmachung entbunden worden

sind, erhalten von diesem Tage ab das Wochen¬

geld auf acht und das Stillgeld auf zwölf Wochen,

jedoch in beiden Fällen abzüglich der zwischen

dem Tage der Niederkunft und dem des Inkraft¬

tretens liegenden Zeit.

§ 10 der Bekanntmachung vom 2S. Januar 1915

gilt entsprechend.
Der Bundesrat behält sich vor, den Zeitpunkt

des Außerkrafttretens der vorstehenden Vor¬

schriften zu bestimmen.
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KgL aichaische Verordnung betr. Erhaltung

von Anwartschaften aua der knappschaftlidien

Krankenversicherung und Wahlen beim Berg*

bau vom I. April 1915. (Gesetz und Verord¬

nungsblatt für das Königreich Sachsen. S. 163. >

§ 1. Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 der Ver¬

ordnung zur Erhaltung von Anwartschaften aus

der knappschaftlichen Krankenversicherung und

zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der Knapp¬
schafts-Krankenkassen vom 10. August 1914 (G.-

u. V. BI. S. 372) gelten auch für Angehörige der

österreichisch-ungarischen Monarchie. Im Sinne

dieser Vorschriften stehen den dem Deutschen

Reiche geleisteten Kriegs-, Sanitäts- und ähnlichen

Diensten diejenigen gleich, welche der öster¬

reichisch-ungarischen Monarchie geleistet werden.

§ 2. (') Die Vorschrift des § 3 der Verordnung

zur Erhaltung von Anwartschaften aus der knapp¬
schaftlichen Krankenversicherung und zur Siche¬

rung der Leistungsfähigkeit der Knappschafts-
Krankenkassen vom 10. August 1914 (G. u. V.-Bl.

S. 372) gilt auch für diejenigen, welche zurzeit

ihres Eintritts in Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche

Dienste für das Reich oder die österreichisch-

ungarische Monarchie zwar gemäß § 65 des Knapp¬
schaftsgesetzes vom 17. Juni 1914 (G.- u. V.-Bl.

S. 171) zur Wiiterversicherung berechtigt waren,

von dieser Berechtigung aber keinen Gebrauch

gemacht haben.

(') Die Kasse kann die in Abs. 1 bezeichneten

Personen, wenn sie sich zum Beitritt melden,

ärztlich untersuchen lassen. Eine Erkrankung,
die beim Wiedereintritt in die Krankenversiche¬

rung bereits besteht, begründet für diese Krank¬

heit keinen Anspruch auf Kassenleistung.
§3. O Läuft die Amtsdauer

der Mitglieder des Vorstandes oder der

General Versammlung einer Knappschafts¬
kasse (§§ 181 flg., §§ 184 flg. des Allgemeinen
Berggesetzes vom 31. August 1910 — G -

u. V.-Bl. S. 217 verbunden mit § 279 Abs. 2

des Knappschaftsgesetzes vom 17. Juni 1914

G.- u. V-Bl. S. 171),
der Mitglieder eines ständigen Arbeiteraus¬

schusses (§ 101 Abs. 1 bis 10 des Allge¬
meinen Berggesetzes vom 31. August 1910

— G. u. V.-Bl. S. 217 ) oder

der Sicherheitsmänner eines Bergwerkes
(§ 101 Abs. — verbunden mit Abs 3 bis 5,
7 bis 10 - desselben Gesetzes)

während des jetzigen Krieges ab, so findet die

Neuwahl erst nach Beendigung des Krieges statt;

die Amtszeit der zuletzt Gewählten dauert dem¬

entsprechend länger; das Nähere darüber, wann

die Neuwahl vorgenommen werden soll, wann die

Neugewählten ihr Amt antreten und wie lange
ihre Amtszeit dauert, wird seinerzeit vom Berg¬
amt bestimmt. Das nämliche gilt, soweit die Amts¬

zeit bereits abgelaufen ist und Neuwahl noch

nieht stattgefunden hat

(-) In besonderen Fällen kann das Bergamt
bestimmen, daß die Neuwahl nicht oder nicht

weiter zu verschieben ist. Hierzu hat es

bei der Wahl der Mitglieder des Vorstandes

oder der Generalversammlung einer Knapp.
schaftskasse den Kassenvorstand,

| bei der Wahl der Mitglieder eines ständigen
Arbeiterausschusses oder der Sicherheit^

männer den ständigen Arbeiterausschuß

zu hören; es kann auch noch andere Beteiligt¬
hören. Die Entschließung des Bergamtes kann,
soweit es sich um Mitglieder des Vorstandes

oder der Generalversammlung einer Knappschafts
kasse handelt, nach § 269 des Knappschaftsgesetzes
vom 17. Juni 1914 (G u. V.-Bl S 171), im übrigen
nach § 259 des Allgemeinen Berggesetzes vom

31. August 1910 (G- u V.-Bl. S 217) angefochten
werden.

§ 4. Die Ministerien des Innern und der

Finanzen werden ermächtigt, den Zeitpunkt zu

bestimmen, zudem die §§ 1, 2 dieser Verordnung
wieder außer Kraft treten.

§ 5 Diese Vorschriften treten mit dem Tage
der Ausgabe des Stückes des Gesetz- und Ver

ordnungsblattes, in dem die Verordnung bekannt

gemacht wird, in Kraft, und zwar die Vorschriften

der §§ 1, 2 mit Wirkung vom IL August 1914 ab

Der WOrttembergiadie Krankenkassenver¬

band hielt in Stuttgart am 22. März eine außer¬

ordentliche Landesversammlung ab. Den Rech-

nungs- und Kassenbericht über das Jahr 1914

erstattete Verwaltungsdirektor Schwanz. Dem

Verband gehören 161 Kassen an. 60 Betriebs -

krankenkassen sind ausgetreten. Die finanziellen

Verhältnisse des Verbandes waren daher neu

zu regeln. Über die Neuregelung der Beitrags-
entrichtung für die dem Verband angehörenden
Kassen und die dadurch notwendig werdenden

Satzungsänderungen referierte Verwaltungsdirek¬
tor Gamer. Die Änderungen wurden angenommen.
Es wird ein Beitrag von 10 Pf. pro Kassenmitglied
erhoben. Die Besprechung der durch den Krieg
getroffenen Maßnahmen bezüglich der Kranken

Versicherung leitete ein Referat von Revisor

Schräg ein. Anschließend wurde der Verbands¬

vorstand beauftragt, die Versicherungsanstalt zu

ersuchen, auch während des Krieges in dringenden
Fällen das Heilverfahren einzuleiten und durch¬

zuführen, insbesondere auch bei Zahnkrankheiten.

Über die neue Arzneiverordnung bei den württem

bergischen Krankenkassen referierte Verwaltung*
direktor Gamer. Zum Schlüsse wurde noch die

Frage, ob den verwundeten und kranken Kriegs
teilnehmen) Krankengeld zu gewähren sei oder

nicht, erörtert. Zu dieser Frage ist eine grund¬
sätzliche Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts noch nicht getroffen. Auf der Landesver¬

sammlung waren 88 Kassen mit 456716 Mitgliedern
vertreten.

Rechtsprechung.
Hsh. 1. An die Angehörigen gefallener Kriegs¬

teilnehmer, die nach f 313 RVO. weiterversichert

sind. Ist Sterbegeld zu zahlen. 2. Die Fort¬

zahlung der Beitrage durch einen Dritten, auch
ohne besonders erkürtes Einverständnis des

Mitgliedes, genügt zur Fortsetzung der Ver¬

sicherung. Diese Grundsätze hat das Reichsver¬

sicherungsamt, zweiter Revisionssenat, in einem

Urteil vom 1. Februar dieses .lahres aufgestellt.

Aus den Gründen: Den aus der Versicherungs¬
pflicht ausgeschiedenen Kassenmitgliedern können

Ansprüche auf Kassenleistungen nach § 214 RVO.
oder auf Grund der Weiterversicherung nach § 313

a. a. 0. zustehen. Die Anwendung des § 214 RVO
kommt hier schon deshalb nicht in Frage, weil

der Versicherungsfall nicht innerhalb drei Wochen
nach dem Auscheiden aus der Beschäftigung ein

getreten ist. Es ist deshalb weiter zu prüfen.
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;, überhaupt eine gültige, den besonderen Vor¬

aussetzungen des § 313 RVO. genügende Weiter-

versicherung hier nicht vorliegt, wobei die Vor-

s< hriften des Gesetzes betreffend Erhaltung von

Anwartschaften aus der Krankenversicherung vom

4. August 1914 (Reichsgesetzblatt S. 334) zu be¬

jahten sind. Die Weiterversicherung erfordert

zunächst allgemein betrachtet — den Willen

des ausgeschiedenen Kassenmitgliedes, freiwillig
Miteiiedseiner bisherigenKrankenkasse zu bleiben.

Kerner bedarf es der Erklärung dieses Willens.

Sie kann ausdrücklich durch eine entsprechende
Anzeige bei der Kasse (§ 313 Abs 2 Satz 1 RVO.),
oder stillschweigend durch Beitragszahlung (eben-
.i i. Satz 3) erfolgen. Hier liegen Erklärungen
des ausgeschiedenen Kassenmitgliedes selbst, die

seinen Willen, die Mitgliedschaft bei der Kasse

Tort zusetzen, unmittelbar erkennen ließen, nicht

vor Beiträge hat er insbesondere nicht fort¬

entrichtet. Sie wurden vielmehr von dritter Seite,
durch den Rat der Stadt Leipzig, weiterbezahlt;
das geschah in der Absicht, seine Mitgliedschaft
bei der Kasse aufrecht zu erhalten. Die Beitrags¬
zahlungen sind sogar wahrscheinlich erfolgt, ohne

daß der Genannte hiervon Kenntnis hatte. Daraus

ist aber nicht der Schluß zu ziehen, daß hier eine

Weiterversicherung gegen den Willen des aus¬

geschiedenen Kassenmitgliedes vorliege, die bei

der persönlichen Natur dieses Rechts allerdings
unzulässig wäre. Vielmehr kann unbedenklich

angenommen werden, daß die Weiterversicherung
-einem Willen entsprach. Denn sie bezweckte

die Aufrechterhaltung der ihm aus der bisherigen
Kassenmitgliedschaft zustehenden Rechte, mit der

erhebliche wirtschaftliche Vorteile verbunden

waren, und die Abwendung von Schaden, der

durch ihr Erlöschen voraussichtlich entstanden

wäre. Die Beitragszahlung durch die Stadt ge¬
währte also Vergünstigungen, die erfahrungs¬
gemäß nicht zurückgewiesen zu werden pflegen.
Allerdings sind mit der Weiterversicherung auch

Pflichten, insbesondere die zur Beitragszahlung
verknüpft. Wenn die Beiträge aber, wie hier, ver-

i:unstigungsweise von dritter Seite bezahlt werden,
so verlieren diese Verpflichtungen in der Haupt¬
sache ihre praktische Bedeutung. Es kann also

auch nicht angenommen werden, daß der Ehe¬

mann der Klägerin etwa wegen dieser Verpflich¬
tungen mit der Weiterversicherung durch die

Stadt nicht einverstanden gewesen wäre.

Kann man hiernach ohne weiteres das Ein¬

verständnis des ausgeschiedenen Kassenmitgliedes
mit der Fortsetzung seiner Versicherung unter¬

stellen und beachtet man weiter, daß die Beitrags¬
zahlung durch die Stadt in der Absicht erfolgt
ist, seine Rechte bei der Kasse aufrecht zu er¬

halten, so wird man den Umstand, daß der Ehe¬

mann der Klägerin selbst keine Erklärung im

Sinne des §313 Abs. 2 RVO. abgegeben hat, nicht

fcls einen die Weiterversicherung ausschließenden
instand ansehen können. Dabei wird man nament¬

lich auch die besondere Lage in billige Rück-

ht ziehen müssen, in der sich der Ehemann

Klägerin, wie viele andere Kriegsteil
Inner, in den Tagen der Mobilmachung wegen

schleunigen Einberufung zum Kriegsdienst
befunden haben werden. Sie werden in dieser
^eit so viele eilige und dringlichere Geschäfte
iahen ordnen müssen, daß sie kaum in der Lage
iren, sich auch um die Weiterversicherung bei

rer Krankenkasse zu kümmern, ein Umstand,
r den Rat der Stadt Leipzig gerade mit ver¬

laßt haben wird, die Rechte der versicherten

"'gsteilnehmer wahrzunehmen. Nach Lage der

Verhältnisse waren die einzelnen Kriegsteilnehmer
auch wohl außerstande, der Stadt Leipzig noch
eine besondere ausdrückliche Ermächtigung zu

den Beitragszahlungen zu erteilen, wie auch die

Stadt derartige Vollmachten ihrerseits nicht noch

einholen konnte. Sie kann aber unter den ob¬

waltenden Umständen zu den Beitragszahlungen
als stillschweigend ermächtigt angesehen werden,
so daß diese Vertretungshandlungen auch der

Kasse gegenüber als wirksame Erklärung der

Weiterversicherung zu gelten haben; denn diese

Zahlungen entsprechen nicht nur dem Interesse,
sondern auch dem mutmaßlichen Willen der Kassen¬

mitglieder.
Bisher ist allerdings im Falle des § 27 KVG.

Beitragszahlungen Dritter, die ohne eine aus¬

drückliche Ermächtigung eines früheren Kassen¬

mitgliedes erfolgten, diese Wirkung nicht beige¬
legt worden (zu vergl. die Entscheid, des Preuß.

Oberverwaltungsgerichts vom 27. Oktober 1890,
Band 20, S. 365). In dem damals entscheidenden

Falle stand aber nicht fest, daß die Beitrags¬
zahlung, wie hier, gerade in der Absicht der

Weiterversicherung geschah. Ferner kamen da¬

mals besondere eigenartige Verhältnisse, wie sie

hier durch den Kriegsausbruch veranlaßt worden

sind, nicht in Frage. Es kann deshalb auch hier

dahingestellt bleiben, ob auch bei Lösung eines

Arbeitsverhältnisses unter den regelmäßigen Um¬

ständen der Friedenszeit gegebenenfalls eine still¬

schweigende Ermächtigung eines Dritten zur Fort¬

zahlung der Kassenbeiträge unterstellt und als

genügend angesehen werden kann, die Weiter¬

versicherung zu begründen. Jedenfalls würde

es von den beteiligten Kriegsteilnehmern und

ihren Angehörigen nicht mit Unrecht als eine

unbillige Härte empfunden werden, wenn man

die durch den Krieg geschaffene besondere Lage
bei der Weiterversicherung unberücksichtigt und

die zu ihren Gunsten von Dritten geleisteten
Zahlungen lediglich wegen rechtlicher Bedenken

nicht als wirksam ansehen wollte. Die Aus¬

schließung von der Weiterversicherung würde in

Fällen der vorliegenden Art als eine ungerecht¬
fertigte Benachteiligung, namentlich auch gegen¬
über denjenigen Weiterversicherten empfunden
werden, die bei Kriegsausbruch unter günstigeren
Verhältnissen in der Lage waren, selbst noch An¬

ordnungen wegen Fortzahlung der Beiträge zu

treffen oder die von dritter Seite erfolgten Zah¬

lungen nachträglich zu genehmigen.
§ 313 RVO. macht das Recht der Weiterver¬

sicherung auch noch davon abhängig, daß der

Ausgeschiedene seinen regelmäßigen Aufenthalt

im Inland behält. Durch das Notgesetz vom

4. August 1914 ist aber für Kriegsteilnehmer der

durch den Kriegsdienst bedingte Aufenthalt im

Auslande dem Inland gleichgestellt. Demnach

liegt hier eine gültige Weiterversicherung vor.

Es ist auch nicht zu beanstanden, wenn der Aus¬

geschiedene nicht in der gleichen Klasse oder

Lohnstufe weiterversichert würde, der er nach

seinem Arbeitsverdienst beim Ausscheiden ange¬

hört hatte. Vielmehr ist nach § 313 Abs. 1 letzter

Satz der Reichsversicherungsordnung der Über¬

tritt in jede niedere Lohnklasse, hier die achte

Klasse, zulässig (zu vergleichen auch die Ent¬

scheidung des Beschlußsenats des Reichsversiche¬

rungsamts vom 9. Januar 1915 in Sachen des

Kanzlisten N. in Z. gegen die Allgem. OKK. da¬

selbst, II K. 1272 14).
Es ist deshalb weiter zu prüfen, ob die be¬

sonderen gesetzlichen Voraussetzungen für die

Bewilligung des Sterbegeldes hier gegeben sind.
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Nach § 203 RVO. ist der nach Bestreitung der

Begräbniskosten verbleibende „Überschuß" der

dort genannten Angehörigen des Verstorbenen,

und zwar an erster Stelle dem Ehegatten aus¬

zuzahlen, „wenn sie mit dem Verstorbenen zur

Zeit seines Todes in häuslicher Gemeinschaft ge¬

lebt haben". Diese Voraussetzungen liegen hier

vor. Zunächst ist die häusliche Gemeinschaft

zwischen der Klägerin und ihrem verstorbenen

Ehegatten nicht dadurch allein aufgehoben worden,

daß der letztere infolge der Einberufung zum

Kriegsdienst den gemeinsamen Haushalt verlassen

hat. Der Begriff „häusliche Gemeinschaft44 setzt

zwar ein räumliches Zusammenleben voraus. Die

Gemeinschaft wird aber nicht durch jede tat¬

sächliche Trennung der Ehegatten, auch wenn

sie auf eine im voraus nicht bestimmbare Zeit¬

dauer erfolgt ist, aufgelöst (zu vergleichen auch

die Revisionsentscheidung 1895, Amtl. Nachr. des

Reichsversicherungsamts 1914, S. 694). Man würde

sonst dazu kommen, beispielsweise auch bei vor¬

übergehender Unterbringung eines Versieht/ten

in einer Heilanstalt zwecks Durchführung eines

Heilverfahrens, die häusliche Gemeinschaft als

gelöst ansehen zu müssen. Bei Beurteilung dieser

Verhältnisse wird man vielmehr auch auf den

Willen der Beteiligten Wert zu legen haben und

demnach bei einer voraussichtlich vorübergehen¬
den Trennung eine Auflösung der häuslichen Ge¬

meinschaft nur dann als vorliegend anerkennen

können, wenn die Trennung in der Absicht er¬

folgt, die Gemeinschaft nicht oder nach Beseiti¬

gung des Trennungsgrundes nicht mehr fortzu¬

setzen (a. M. Stier-Somlo im Zentralblatt der

Reichsversicherung, 10. Jahrgang 1914, S. 361, da¬

gegen Graf, ebenda S. 406, vergleiche auch Ar¬

beiterversorgung 1914, S. 605). Der Ehemann der

Klägerin hat nun, wie ohne weiteres angenommen
werden kann, als er der Einberufung zum Kriegs¬
dienst Folge leistete, die Absicht gehabt, nach

seiner Rückkehr die häusliche Gemeinschaft wieder

aufzunehmen, deshalb war, jedenfalls am 30. Au¬

gust 1914 bei seinem Tode die Gemeinschaft noch

nicht aufgehoben.
Begräbniskosten sind hier nicht erwachsen,

weil der Verstorbene im Felde militärisch be¬

stattet worden ist. Von einem eigentlichen „Über¬

schuß44, d. h. einem nach Bestreitung der Be¬

gräbniskosten verbleibenden Restbetrage des

Sterbegeldes kann in solchen Fällen, wenn man

sich streng an den Wortlaut des Gesetzes halten

wollte, allerdings nicht die Rede sein. Der Ge¬

setzgeber hat indessen, wie nach Sinn und Zweck

der Vorschrift angenommen werden muß, hierbei

die Regelfälle im Auge gehabt, in denen Be¬

gräbniskosten tatsächlich erwachsen, ohne daß er

die Angehörigen von dem Bezug des Sterbe¬

geldes dann ausschließen wollte, wenn ausnahms¬

weise Aufwendungen hierfür nicht gemacht worden
<dnd. In Fällen, wo Begräbniskosten nicht ent¬

standen sind oder ein Begräbnis nicht stattge¬
funden hat (z. B. weil die Leiche nicht auffindbar

war), muß deshalb das ganze Sterbegeld als Über¬

schuß im Sinne des § 203 a. a. O. angesehen und

in seinem vollem Betrage der Bezugsberechtigten
ausgezahlt werden (übereinstimmend Hahn, Hand¬

buch der Krankenversicherung, Anmerkung 1 zu

54 203, Hoffmann, Kommentar zur Reichsversiche¬

rungsordnung, Zweites Buch, Anmerkung 3 zu

$ 203). D*r Einwand der beklagten Kasse end¬

lich, daß die Unterstützungsansprüche des Ehe¬

mannes der Klägerin wegen seiner Einberufung
zum Militärdienst geruht hätten, ist ebenfalls

nicht stichhaltig. Denn einmal ruhen nach § 216

RVO. aus diesem Grunde die Ansprüche Ver-

sicherter an sich überhaupt nicht; ferner bezieht

sich diese Vorschrift nur auf die Krankenhilfe,
nicht auch auf das Sterbegeld.

Hiernach sind die gesetzlichen Voraussetzungen
für den Bezug des Sterbegeldes gegeben. Der

Klägerin steht indessen dieser Anspruch nicht in

dem vollen Unfange zu, in dem ihn das Ver¬

sicherungsamt anerkannt hatte. Sie kann viel-

mehr, da der Anspruch nicht wie in dem Falle

der Entscheidung des Reichsversicherungsamts
IIa K. 52/14 vom 21. Dezember 1914, unmittelbar

aus der Pflichtversicherung, sondern aus der

Weiterversicherung erwachsen ist, Sterbegeld nur

in dem Betrage beanspruchen, der sich aus der

Zugehörigkeit ihres verstorbenen Ehemannes zu

der Lohnklasse ergibt, in der die Weiterversiche

rung erfolgte. Dies war die achte Lohnklasse.

Für sie ist das Sterbegeld, das nach der Satzung
hier im zwanzigfachen Betrage des Grundlohnes

zu gewähren ist (zu vergleichen § 201 RVO),
auf 50 Mk. zu berechnen. Die beklagte Kasse

war deshalb unter Abänderung der Vorentschei¬

dung des Vorsitzenden des Versicherungsamts
nur zur Zahlung dieses Betrages zu verurteilen.

SO. Höhe dea Hausgeldes bei Unfallerkran¬

kungen nach f 573 RVO* (Entsch. des Reichs

versicherungsamts vom 1. Februar 1915. — IIa K.

ISO/148.)
Die Allgemeine Ortskrankenkasse für die

Stadt L. hat ihrem Mitgliede Max B. wegen

eines Betriebsunfalles vom 13. Mai 1914 in der

Zeit vom 16. Mai bis zum 30. Juni 1914 Kur und

Verpflegung im Krankenhause St. G. in L. ge

währt. Nach § 21 der Kassensatzung steht ihm

für diese Zeit ein Hausgeld in Höhe von Zwei¬

drittel des Krankengeldes, das sind wöchentlich

14 Mk., zu. Die Kasse hat ihm auch Hausgeld
in diesem Betrage gewährt. Sie weigert sich

jedoch, das Hausgeld, wie der Kläger beantragt

hatte, vom Beginn der 5. Woche nach dem Unfall,

das ist vom IL Juni 1914 an, auf Zweidrittel des

nach § 573 Abs. 1 Satz 2 RVO. auf Zwei

drittel des Grundlohns erhöhten Krankengeldes
zu erhöhen, sodaß das Hausgeld den Betrag von

wöchentlich 18,66 Mk. erreichen würde. Das vom

Kläger angerufene Versicherungsamt der Amts¬

hauptmannschaft L, hat durch Vorentscheidung
des Vorsitzenden vom 14. August 1914 die Mehr

forderung abgewiesen. Der Kläger hat hierauf

Berufung beim Oberversicherungsamt L. einge

legt. Die Spruchkammer hielt die Forderung des

Klägers nach §375 RVO. für begründet, ent¬

schied aber nicht selbst in der Sache, sondern

gab sie nach §§ 1693,1695 an das Reichsversiche¬

rungsamt ab, weil die Entscheidung von grund¬
sätzlicher Bedeutung sei.

Es handelt sich um einen Streit über Leistung
von Hausgeld bei Unfallerkrankung. Ein solcher

Streit ist, wie die Vorinstanzen mit Recht ange¬

nommen #haben, nach den §§ 573, 1551, 1636, 1675

RVO. im Spruchverfahren (Feststellungsvei
fahren) zu erledigen. Da nur die Höhe des Hau¬

geldes streitig, also die Revision nach § 1695 R V< h

ausgeschlossen ist und es sich um eine noch nie

entschiedene grundsätzliche Rechtsfrage handelt
war die Abgabe der Sache an das Reichsvci

sicherungsamt geboten, das an Stelle des Obei

\ersicherungsamts zu entscheiden hat (§1693RV<
Nach § 573 Abs. 1 Satz 1 RVO. haben d

Krankenkassen den bei ihnen versicherten Unfal
verletzten mindestens die Regeileistung nn

§ 179 RVO. an Krankenhilfe zu gewähren (
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vergL § 182 a. a. 0.). Dabei muß das Kranken¬

geld vom Beginne der fünften Woche nach dem

Infall bis zum Ablauf der 13. Woche mindestens

Zu ei drittel des maßgebenden Grundlohns be¬

trügen (§573 Abs. 1, Satz 2 RVO. (zu vergl. auch

8 12 Abs. 1 Satz des Gewerbe-Unfallversicherungs-
m»setiesl Es handelt sich hier also um eine

setzliche Mindestleistung, die in diesem Zeit¬

raum allgemein bei Unfallerkrankungen dann zu

gevsähren ist, wenn die Kasse in Erkrankungs-
fillen nicht ohnedies nach ihrer Satzung auf

Grund des § 191 Abs. 1 RVO. als Mehrleistung
Krankengeld in Höhe von Zweidrittel des Grund¬

lohnes oder darüber hinaus gewährt.
Was für das Krankengeld vorgeschrieben ist,

gilt nach § 573 Abs 1 letzter Satz RVO. „ent¬

sprechend" für das Hausgeld. Damit wird zum

Ausdruck gebracht, daß auch das Hausgeld bei

Unfallerkrankungen in dem erwähnten Zeitraum

zu erhöhen ist, wenn es nicht eine dem Betrage
des Unfallkrankengeldes entsprechende Mindest¬

höhe erreicht. Da dieser Mindestbetrag im

§573 RVO. für das Hausgeld ziffernmmäßig
nicht festgesetzt ist, muß er rechnerisch bestimmt

werden. Hierbei können, da es sich um Fest¬

setzung eines allgemeinen gesetzlichen Mindest¬

betrags handelt, die von einzelnen Kassen nach

§ 194 Nr. 1 RVO. in verschiedener Höhe zu ge¬
währenden satzungsmäßigen Mehrleistungen an

Hausgeld nicht berücksichtigt werden. Man muß

vielmehr, um einen festen Maßstab für die Be¬

rechnung zu gewinnen, von dem Größenverhältnis

ausgehen, in dem das gewöhnliche Hausgeld bei

Gewährung der Regelleistungen nach §§ 186,
1K2 R VO. zu dem gewöhnlicherf Krankengeld steht.

Auf dieser Grundlage ist der Mindestbetrag des

Hausgeldes auch für das frühere Recht im § 3

der Bekanntmachung vom 30. September 1885

(Amtl. Nachr. des RVA. Seite 283), auf den die

Begründung zu § 593 des Entwurfs der RVO. —

g 573 der RVO. — (Seite 296) ausdrücklich ver¬

weist, bestimmt worden. Bei Gewährung der

Kegelleistungen ist nun der Betrag des Haus¬

geldes gleich dem des halben Krankengeldes oder

gleich Einviertel des Grundlohnes (§ 186 RVO.).
Bei Unfallerkrankungen ist demnach mindestens

Hausgeld in Höhe des halben gesetzlichen Unfall¬

krankengeldes zu gewähren. Da letzteres im

Falle des § 573 der RVO. mindestens den Betrag
von Zweidrittel des Grundlohnes erreicht, beträgt
das gesetzliche Unfallhausgeld mindestens Ein-

drittel des Grundlohnes.
In dieser Höhe ist dem Kläger das Hausgeld,

wie nicht bestritten worden ist, auch gewährt
worden. Der Kläger hat also jedenfalls den

Betrag erhalten, den er nach § 573 RVO. an

Hausgeld mindestens beanspruchen kann. Es ist

aber weiter zu prüfen, ob dem Kläger auf Grund

besonderer Bestimmungen der Kassensatzungen
ein Anspruch über das gesetzliche Mindestmaß
hinaus zusteht. Dabei ist zu beachten, daß Haus¬

geld wie Krankengeld durch die Satzung allge-
in auf einen Betrag erhöht werden kann, der

die für Unfallerkrankungen im § 573 RVO. vor-

g< schriebenen Mindestleistungen überschreitet
S 191 Abs. 1 § 194 Nr. 1 RVO.). In diesem Falle
sind die erhöhten Leistungen auch den Unfall-
'•rkrankten zu gewähren.

Line derartige Erhöhung ergibt sich für das
I lusgeld entweder als unmittelbare Folge einer

Weiterung des Krankengeldes: wenn letzteres
ch § 191 Abs. 1 RVO. über Zweidrittel des

mdlohnes hinaus (bis zu Dreiviertel des Grund¬

lohns) erhöht wird, übersteigt auch das im Regel¬
falle nach § 186 a. a. O. in Höhe des halben

Krankengeldes zu zahlende Hausgeld den Mindest¬

betrag von Eindrittel des Grundlohnes. Oder es

kann auch, im Gegensatz hierzu, zwar das

Krankengeld lediglich in Höhe der Regelleistungen
(§ 182 Nr. 2 a. a. O.) gewährt, das Hausgeld aber

selbständig nach § 194 Nr. 1 RVO. über Ein¬
drittel des Grundlohns hinaus (bis zum gesetz¬
lichen Krankengeld, also bis zur Hälfte des

Grundlohnes) erhöht werden. Eine allgemeine
Erweiterung des Hausgeldes in diesem Umfange
hat die Satzung der beklagten Kasse indessen
nicht bestimmt. Sie gewährt vielmehr Mehr¬

leistungen an Hausgeld nur in Höhe des Mindest¬

betrages des Unfallhausgeldes: denn § 21 der

Kassensatzung bestimmt, daß allen Versicherten

bei Krankenhauspflege Hausgeld in Höhe von

Zweidrittel des im § 19 der Satzung auf die

Hälfte des Grundlohnes festgesetzten Kranken¬

geldes, also im Betrage von Eindrittel des Grund¬

lohnes zu bezahlen ist.

Einen etwaigen Mehranspruch könnte der

Kläger nur auf die Behauptung stützen, den Un¬

fallerkrankten werde durch § 21 der Satzung
eine besondere über den Betrag von Eindrittel

des Grundlohnes hinausgehende Mehrleistung
zugewendet. Dies kann jedoch nach der Wort¬

fassung des § 21 der Kassensatzung und seinem

Zusammenhang mit den übrigen Satzungsbe¬
stimmungen nicht angenommen werden. Wenn

hier auf das „Krankengeld44 Bezug genommen
wird, so kann damit nur das gewöhnliche
Krankengeld gemeint sein, nicht aber das erhöhte

Unfallkrankengeld; denn der Fall des § 573 RVO.

wird weder im § 21 der Satzung, noch in den

vorhergehenden Satzungsbestimmungen über das

Krankengeld erwähnt. Man kann also nicht etwa

annehmen, daß es im Sinne dieser Satzungs¬
bestimmungen liege, das Hausgeld bei Unfall¬

erkrankungen nicht in Höhe von Zweidrittel des

gewöhnlichen Krankengeldes (das heißt Zwei¬

drittel vom halben Grundlohn — Eindrittel des

Grundlohns), sondern im Betrage von Zweidrittel

des Unfallkrankengeldes (das heißt Zweidrittel

von Zweidrittel des Grundlohns = Vierneuntel

des Grundlohns) zu zahlen. Es kann deshalb

auch dahin gestellt bleiben, ob eine unterschied¬

liche Festsetzung des Hausgeldes für Unfall¬

erkrankte und sonstige Erkrankte durch die

Satzung überhaupt gesetzlich zulässig wäre.

Hiernach hat der Kläger Hausgeld über den

Betrag von Eindrittel des Grundlohns nicht zu

beanspruchen. Er hat erhalten, was er nach

Gesetz und Satzung an Hausgeld fordern kann.

Seine Berufung war demnach zurückzuweisen.

Ersatzmfinner von Vorstandsmitgliedern
brauchen nicht aus dem Ausschuß auszuschei¬

den, solange sie nicht als Stellvertreter oder

Ersatzmann im Kassenvorstand titig sind.

(Entscheidung des Versicherungsamts Stettin.

248,15 K.)
Aus den Gründen: Beschwerdeführer ist im

Herbst 1913 in den Ausschuß der allgemeinen
Ortskrankenkasse gewählt worden. Bei den

Wahlen zum Vorstande der Kasse ist er auf der

einen Liste mitvorgeschlagen worden, jedoch an

einer so späten Stelle, daß er nicht zum Vor¬

standsmitglied gewählt worden ist, sondern nur

als Ersatzmann bezw. Stellvertreter und zwar als

letzter, in Betracht kommt Eine Anfrage, ob er

die Wahl zum Vorstandsmitgliede annehmen
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wurde, ist an ihn nicht gerichtet worden, weil sie

zu jener Zeit völlig zwecklos erschien.

$ H27 RVO. bestimmt nun, daß Ausschußmit¬

glieder nicht dem Vorstande angehören dürfen

und daß, wenn sie in den Vorstand gewählt

werden, sie aus dem Ausschuß auszuscheiden

haben Das Keichsversicherungsamt hat in der

Entscheidung Nr. 1868 vom 25 April 1914 Ar¬

beiterversorgung 1914 Seite 640 sich auf den

Standpunkt gestellt, daß auch die Ersatzmänner,

da sie gegebenenfalls als Stellvertreter im

Behinderungsfalle eines Vorstandsmitgliedes in

den Vorstand einzutreten hätten, bereits als in

den Vorstand gewählt anzusehen seien und des¬

halb, wenn sie dem Ausschuß gleichzeitig ange¬

hörten, aus diesem auszuscheiden hätten Die

allgemeine Ortskrankenkasse Stettin hat darauf

das Versicherungsamt um Auskunft gebeten, ob

der Beschwerdeführer nunmehr noch weiter zu

den Ausschußsitzungen zugelassen werden könne.

Das Versicherungsamt hat der Kasse mitgeteilt,
daß Herr R. bisher noch gar nicht gefragt sei,

ob er die Wahl annehme, daß er aber, wenn

er die Wahl zum Ersatzmann des Vorstandes

angenommen habe oder keinen Grund zu ihrer

Ablehnung habe, nach der Entscheidung des

Reichsversicherungsamts nicht werde zugelassen
werden können. Daraufhin ist Herr R. von

der Kasse zur nächsten Ausschußsitzung nicht

mehr eingeladen und zugelassen worden. Hier¬

gegen erhebt er jetzt Beschwerde und stützt

sich zur Begründung dieser auf die Entscheidung
des Versicherungsamts Hamburg vom 4. Januar

1915 — abgedruckt in der Arbeiterversorgung
1915 Seite 80 — Die allgemeine Ortskranken¬

kasse ist über die Beschwerde gehört worden.

Sie hat mitgeteilt, daß von den Ersatzmännern

nur der Tischlermeister B. bisher als Stellver¬

treter zum Vorstand zugezogen worden sei, daß

dagegen der Beschwerdeführer voraussichtlich

überhaupt nicht in die Lage kommen werde, als

Ersatzmann oder auch nur als Stellvertreter im

Vorstande zu wirken.

Es war, wie geschehen, zu entscheiden

Das Versicherungsamt hat sich dem nicht an¬

schließen können, daß die Ausführungen des Ver¬

sicherungsamts Hamburg in dem Beschlüsse vom

4 Januar 1915 mit dem Gesetze wohl vereinbar

sind und daß sie allein dem praktischen Leben

gerecht werden. Es hat daher in Abweichung
von seinem früheren Standpunkte beschlossen,
dem Reichsversicherungsamt nicht zu folgen. Es

ist der Ansicht, daß die Auslegung des Reichs¬

versicherungsamts eine zu buchstabenmäßige, auf

eine Überspannung des Prinzips herauslaufende

ist. Das Versicherungsamt ist mit dem Hamburger
Versicherungsamt der Ansicht, daß die Ersatz¬

männer noch nicht in den Vorstand gewählt sind,
sondern nur erst vorgeschlagen sind Es hat daher

seiner Zeit die Ersatzmänner auch noch nicht

befragt, ob sie die Wahl annehmen. Erst wenn

die Ersatzmänner im Vorstande tätig sein müssen

sei es, daß sie als ständiger Ersatz einrücken,
sei es, daß sie im Einzelfalle als Stellvertreter

eintreten —, erst dann wird man dem Sinne des

Gesetzes gemäß sagen können und müssen, daß

sie nunmehr in den Vorstand wirklich gewählt
sind und daß sie nunmehr aus dem Ausschuß

mit Rücksicht auf die Möglichkeit einer Interessen¬

kollision ausscheiden müssen. Wenn der Be¬

schwerdeführer, der voraussichtlich nie in die

Lage kommen wird, im Vorstande tätig zu sein,

jetzt schon aus dem Ausschuß ausscheiden

müßte, nur weil er auf der Liste zum Vorstande

an entfernter Stelle noch vorgeschlagen steht, so

wäre das — wie das Versicherungsamt Hamburg

sagt widersinnig und zwecklos. Es kann dem

Gesetzgeber aber nicht zugemutet werden, daß

er solche Widersinnigkeiten und Zwecklosigkeiten

bewußt gewollt hat. Das Versicherungsamt ist

demgegenüber der Ansicht, daß es nur dem

wahren Willen des Gesetzgebers entspricht, wenn

die als Ersatzmann vorgeschlagene Person so-

lange noch nicht als in den Vorstand gewählt an

zusehen ist als sie in diesem noch nicht tätig

gewesen ist. Es sieht daher keinen Grund dafür,

daß der Beschwerdeführer verpflichtet sein sollte,

aus dem Ausschuß schon auszuscheiden und hat

daher, wie geschehen, der Beschwerde statt

gegeben.

Soziale Chronik.

Ehrengabe der Landesversicherungsanstalt
Schlesien. Die Landesversicherungsanstalt Schlr

sien hat beschlossen, den Hinterbliebenen der im

Kriege gefallenen oder an den im Kriege erhaltenen

Verletzungen oder zugezogenen Krankheiten bis

zum Ablauf eines Jahres nach dem Friedensschluß

verstorbenen Versicherten eine Ehrengabe zu ge¬

währen. Das Reichsversicherungsamt hat dazu

die Genehmigung erteilt.

Als Hinterbliebene und berechtigt zum Emp¬

fange der Ehrengabe kommen in Betracht: die

Witwe des Verstorbenen, die elternlosen ehelichen

Kinder des Verstorbenen unter 15 Jahren, falls

der Verstorbene weder eine Witwe noch eheliche

Kinder unter 15 Jahren hinterlassen hat, die ver¬

witwete Mutter des Verstorbenen, sofern sie von

diesem unterstützt worden ist.

Die Ehrengabe beträgt für die Witwe 50 Mk.,

eine Witwe mit 3 und mehr ehelichen Kindern

unter 15 Jahren 80 Mk., 1 bis 3 elternlose eheliche

Kinder unter 15 Jahren 50 Mk., 4 und mehr eltern¬

lose eheliche Kinder unter 15 Jahren 80 Mk., die

verwitwete Mutter des Verstorbenen 50 Mk.

Erfordernis für die Gewährung der Ehren

gäbe ist: der Verstorbene muß seinen letzten

Wohnsitz oder Beschäftigungsort vor seinem Ein¬

tritt in das Heer, die Marine oder einen zur Hilfe¬

leistung im Kriege innerhalb oder außerhalb

Deutschlands bestimmten Verband im Bezirk der

Landesversicherungsanstalt Schlesien gehabt
haben; für den Verstorbenen müssen 200 Bei¬

tragsmarken und davon mindestens 20 seit dem

1. August 1912 verwendet sein; Witwe und Kinder

dürfen von einer anderen Versicherungsanstalt
oder Sonderanstalt nicht eine gleiche Ehrengabe
bereits erhalten haben oder nach Empfang der

schlesischen Ehrengabe annehmen. Beträgt die

bereits empfangene Ehrengabe einer anderen

Landesversicherungsanstalt oder Sonderanstalt

weniger als die der Landesversicherungsanstalt
Schlesien, so wird der Unterschied nachgezahlt

Der Empfang der Ehrengabe ist anabhängig
davon, ob der Witwe oder den Waisen ein g

setzlicher Anspruch auf Hinterbliebenenfürsorjje

zusteht. Die Hinterbliebenen erhalten hierübei

einen schriftlichen Bescheid. Da ein gesetzlicher
Anspruch auf Zahlung der Ehrengabe nicht be¬

steht, so ist der Bescheid endgültig. Diese B<

Stimmungen haben für die seit Beginn des Krieg«
verflossene Zeit rückwirkende Geltung.
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Beantwortung von Anfragen.
(Fflr briefliche Auskaufte sind stets 25 Pf. ffir entstehende Auslagen einzusenden.)

Nedi B.

Frage: Eines unserer freiwillig versicherten

Mitglieder, welches auch während seiner Ein¬

berufung seine Beitrage weiter zahlte, ist am

14. Oktober 1914 an der Schulter verwundet, am

20. März 1915 als garnisondienstfähig aus dem

Lazarett entlassen. Wir haben demselben nun

das Krankengeld vom 14. Oktober bis 20. März

ausgezahlt Am 30. März ist nun die Wunde von

neuem aufgebrochen. Ist unsere Kasse nun ver¬

pflichtet, in diesem Falle weiter 26 Wochen zu

zahlen oder nur die Zeit, welche an den ersten

26 Wochen fehlt, also drei Wochen und zwei Tage ?

Da die Wunde schon nach zehn Tagen der Ent¬

lassung wieder aufbrach, also sozusagen eine

Krankheit bildet, meinen wir das letztere.

Antwort: Der in Betracht kommende Krank¬

heitsfall dürfte als einheitlicher Versicherungs¬
fall aufzufassen sein, so daß es sich um eine zu¬

sammenhängende Krankheit handelt.

Nach Br.

Frage: Sind die Krankenkassen gesetzlich

verpflichtet, Zahnplomben zu gewähren. In un¬

serer Satzung sind solche nicht vorgesehen; der

Wortlaut betr. Krankenhilfe ist gleichlautend dem
der Reichsversicherungsordnung. Wir bemerken,
daß bis Ausbruch des Krieges Plomben bewilligt
wurden; auf Grund des Gesetzes vom 4. August
1914, um die Leistungsfähigkeit der Kasse zu

sichern, werden sie seither versagt

Antwort: Ihre regelmäßige Ablehnung der

Gewährung von Zahnplomben erscheint nach § 182

RVO. nicht statthaft. Durch das Notgesetz ist

diese Bestimmung nicht aufgehoben worden. Es

kommt im übrigen jedesmal auf den Fall an.

Zahnplomben sind nicht immer ohne weiteres als

Heilmittel anzusehen, brauchen dann also nicht

gewährt werden. Ist eine Plombe aber zur Heilung
bezw. Beseitigung gewisser Krankheitserscheinun¬

gen nötig, so erscheint ihre Gewährung geboten.
Sie können also nur je nach Lage des einzelnen

Falles Plombe bewilligen oder ablehnen.

Nach H.

Frage: Wie ist die Bundesratsverordnung vom
28. Januar 1915 § 2 zu verstehen? Ist die Ver¬

ordnung, daß Gewerbetreibende, welche für

Rechnung des Reichs, eines Bundesstaates usw.

arbeiten, als Hausgewerbetreibende zu betrachten

sind, sofort für das ganze Deutsche Reich in

Kraft getreten; oder hat jeder Kreis erst dazu

ein Ortsstatut zu erlassen. Es ist mir mitgeteilt,
daß in einzelnen Kreisen der Provinz Branden¬

burg die betr. Verordnung nicht in Kraft getreten
ist. Bei welcher Kasse sind dann die betr.

Beschäftigten zu versichern? Bei der Allg. Orts¬

oder Landkrankenkasse?

Antwort: Der § 2 der Verordnung vom

28. Januar 1915 erweitert den Begriff Hausgewerbe¬
treibende. Nach § 162 RVO. gelten als Haus¬

gewerbetreibende im Sinne des Gesetzes nur die

selbständigen Gewerbetreibenden, die in eigenen
Betriebsstätten im Auftrag und für Rechnung ;

anderer Gewerbetreibender gewerbliche Erzeugnisse
herstellen oder bearbeiten. Durch die Verordnung
gelten als Hausgewerbetreibende auch solche

Personen, die nicht für andere Personen, sondern

im Auftrage und für Rechnung des Reichs usw.

arbeiten. Dieser erweiterte Begriff gilt für die

hausgewerbliche Krankenversicherung —die durch

das Notgesetz vom 4. August beseitigt ist —, wenn

die Versicherung wieder eingeführt ist auf Grund

ksssen- oder ortsstatutarischer Regelung. Wo

also eine statutarische Weiterversicherung für

Hausgewerbetreibende nicht eingeführt ist, besteht
auch keine Versicherungsmöglichkeit für Haus,

gewerbetreibende.

Nach ML

Frage: Der Tagelöhner H. H. erhielt wegen
eines chronischen Magenleidens vom 31. Mai 1914

bis inkl. 30. Oktober 1914 Krankenhilfe. Am 4. Fe¬

bruar 1915 wurde H. H. neuerdings arbeitsun¬

fähig. In der Zwischenzeit hat H. H. zwar ge¬

arbeitet, war aber unserer Meinung noch ärzt¬

licher Hilfe bedürftig. Muß H. H., weil er noch

keine 26 Wochen unterstützt wurde, wiederum

neu 26 Wochen unterstützt werden?

Antwort: Mit der am 14. Februar be¬

ginnenden Neuerkrankung ist ein selbständiger
neuer Krankheitsfall gegeben, der eventuell auf

die Dauer von 26 Wochen zu unterstützen ist

Es kann wohl kaum angenommen werden, daß

es sich für die Zeit vom 30. Oktober bis zum

4. Februar um einen Arbeitsversuch handelt

§ 188 RVO. kann erst Anwendung finden, sobald

das Mitglied wieder hergestellt ist Zurück¬

gerechnet vom Tage einer ehemaligen Erkrankung,
können dann erst die Bestimmungen des § 188

Anwendung finden.

Nach Na

Frage: Ein Mitglied unsererKasse ist im städti¬

schen Dienst als Trichinenschauer angestellt

gewesen vom 1. März 1894 bis 1. April 1915— über21

Jahre—ist jetzt 65Jahre alt Dasselbe ist kränklich,

asthmaleidend, der Dienst ist ihm zu anstrengend,
Invaliden- oder Altersrente kann das Mitglied
noch nicht bekommen. Steht demselben eine

gesetzliche Ruhegehaltsrente zu? Die anderen

Kollegen (Trichinenschauer) sind in die Beamten¬

versicherung der städtischen Verwaltung auf¬

genommen worden, nur der Betreffende konnte

davon keinen Gebrauch machen, da er schon

über 60 Jahre alt war, als das Gesetz aufkam.

Antwort: Ihr Mitglied müßte Antrag auf

Gewährung der Invalidenrente bei der Landes¬

versicherungsanstalt stellen. Auf das von der

Stadt in andern Fällen gewährte Ruhegehalt (für

städtische Arbeiter und Angestellte) scheint Ihr

Mitglied keinen Anspruch zu haben. Eine An¬

stellung als Beamter mit Pensionsberechtigung
kommt wohl kaum in Frage. Eventuell wäre uns

Einsicht in das in Betracht kommende Ortssatut

über das Kuhegehalt für städtische Arbeiter und

Angestellte erwünscht, um die Rechtslage genau

prüfen zu können.
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Komplett! Ifgaifliiii
in bester Verarbeitung unterVerwen¬
dung feinster Materialien und ange¬
messener Preisberechnung liefert die

Rbeiiiflll-weilKi
ffolzindoitriB

G. m. b. H.

= Dortmund ==

Sp«iialfibrü für anoieaJuuseaeiiriektoiigei
Langjährige Lieferantin großer Kassen!

,M| Feinste Referenzen.

Verzeichnis derdeutschen
Krankenkassen

(Orts-, Land-, Betriebs-, Innungs- und Ersatzkassen)
eseb Einfahren! Her Relchsvertlcherungsenfnung

nadi dem Stande von Mitte 19U. FOr die nadi Oberversidierungsamtern
aufgeführten Orts- und Landkrankenkassen audi ein alphabetisches Verzeichnis

mm leichteren Auffinden In Fallen der fS 2U. 219. 220 RVO.

Preis geheftet 4,50 Mark.

Ad. Littmann, Verlag, Oldenburg I. Gr.
r

Bad Blbra
(ThBrlnenn)

Radio • aktives Stahlbad fOr
Basedowsche Krankheit Gicht
Rheumatismus, Frauen- und
Herzleiden und Blutarmut

Herrlich gelegen.

Näheres Bade-Verwaltung.

ezept-Revision
aowohl auf Richtigkeit dar Tax. ala auch auf
ZwackmlAifkait der Verordnnnjpweiie übernimmt

•¦ff 6rud lajHPiakrlfei
I"

Oberapotheker A. Koffka
Leiterdea Rezept-PrflfungsbureausderAllgemeinen

Ortskrankenkasse der Stadt Berlin.
Adresse:

1. Oktober bis 15. Mai Berlin -Wilmersdorf, Kaiserallee 48a
15. Mal bis 30. September Meferefelden (Cefern).

Ca SCHUBERT
Optiker und Bandaglst [*"

Neukölln. Berystraüe 148
Lieferant etatUcber Krankeakeeeea

BOiger
Band, künstl. Glieder

t Berlin. BadstraBe 57.

C. Strey, OeÄ
Berlin, örOn«r Wqq 94.

Cleftrant |0r frankenlulTen.

,Leschnlk
Lieferant für Krankenkassen

BadstraBe 42/43.

Fritz Ron Sohn
~] Zahnkünstler
WraogelstraBa 86 *•

Telephon: Amt Moritzplatz 10308.

Mneeeer und Hellgehilfe

Ron Undemonn d. Fron
¦nnkBlln, MBnchennr Str.1

Ecke Berliner StraSe. \m
Fflr sämtliche Krankenkassen.

BrucfcPoIlmann
empfiehlt fein rager in

Bruiljbanbagen, Ceibbinben, 6«-

raDet)altern#Spritfen,Suspenf9iien
ferarte tftnfl. Wrtistcl zur Krankenpflege.

ca eigene IPerkfTaft. ca

Berlin H.54, Cotljringerflr.60
Rlle Bruct)bJn5er mit elaflifcfien Platten»

angenehm unö tpeid) am Körper.

i

H. Pfflll • imm
BERUH t luTbOlMt ZO
am Bahnhof Alexanderplata

Spezialgeschäft fflr [m

Brnchbandagen
Leibbinden etc.

Femspr.: Amt Konigstadt 8908

Eigene Werkstatt

¦ R. Arnoldi
Optiker

Berlin NO., Neue Königin*. 42
(am Alcxanderolatz).

"1 ¦ Filiale: ¦¦

Welftensce, Berliner Allee 241.

Lieferant sämtlicher Krankenkassen
Berlins und Vororte.

Verla«: C. Giebel, Berlin O 27, Dirckeenitraöe 4. — Verantwortlich fttr den Anzeigenteil: H. Zaddach. Berlin.Druck von Alezander Schlicke & Cie.. Berlin N 24, ElstMer Straße 86-88.
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